VEREINBARUNG ZUR
INTEGRATION DER
SCHWERBEHINDERTEN

UND IHNEN GLEICH-
GESTELLTEN MENSCHEN IM
STATISTISCHEN BUNDESAMT

12

1LY tistisches Bundesamt



Statist. Bundesamt - Biblio

4 /J. 154 ﬂ




Vereinbarung zur Integration der Schwerbehinderten
und ihnen gleichgestellten Menschen
im Statistischen Bundesamt

Amtsleitung und Schwerbehindertenvertretung im Statistischen Bundesamt sind sich darin
einig, dass die Integration schwerbehinderter und ihnen gleichgestellten Menschen eine wich-
tige gemeinsame Aufgabe ist. Die hohe Anzahl der im Statistischen Bundesamt beschiftigten
schwerbehinderten Menschen ist ein Beleg fiir das stindige Bemiihen beider Seiten, diesem
Ziel gerecht zu werden. Um das auch in Zukunft zu gewiéhrleisten, wird in Ergdnzung der
Rahmenvereinbarung zur Integration schwerbehinderter und diesen gleichgestellten behin-
derten Menschen im Bundesministerium des Innern und den Behorden seines Geschiftsbe-
reichs vom 18.03.2004 folgende Integrationsvereinbarung zwischen der Amtsleitung und der
Schwerbehindertenvertretung abgeschlossen:

1. Bei der Personalplanung und Personalentwicklung sind die Belange der Schwer-
behinderten im besonderen Maf3e zu berticksichtigen. Dabei ist darauf zu achten,
dass bei den im Rahmen unseres Personalentwicklungskonzeptes bestehenden
Forderungsmoglichkeiten Schwerbehinderte bei gleicher Eignung, Befdhigung
und fachlicher Leistung vorrangig zu berticksichtigen sind. Die dafiir erforderli-
chen Schulungen miissen so gestaltet sein, dass Schwerbehinderte nicht unzumut-
bar belastet werden. Amtsleitung und Schwerbehindertenvertretung sind sich der
besonderen Verantwortung gegeniiber schwerbehinderten Jugendlichen bewusst
und foérdern die Einstellung von schwerbehinderten Auszubildenden.

2. Die Arbeitsplitze fiir Schwerbehinderte miissen barrierefrei und damit behinde-
rungsgerecht eingerichtet sein bzw. soweit noch nicht geschehen, barrierefrei
gestaltet werden. Dabei ist insbesondere darauf zu achten, dass bei Umstrukturie-
rungen Umsetzungen Schwerbehinderter auf das unbedingt erforderliche Min-
destmall zu beschrinken sind. Bei der Planung von baulichen, technischen und
organisatorischen Verinderungen ist die Schwerbehindertenvertretung friihzeitig
einzubinden.

3. Vorrangiges Ziel ist es, durch aktive Gestaltung bereits praventiv titig zu werden.
um moglichen Schwerbehinderungen vorzubeugen. Das im Amt eingefiihrte Ge-
sundheitsmanagement und die damit einhergehenden Gesundheitstage sind dazu
geeignete Instrumente, die der stindigen Weiterentwicklung bediirfen. Zur Sicher-
stellung dieses Zieles finden alle 2 Monate Sitzungen statt, an denen die Schwer-
behindertenvertretung, Personalvertretungen, die Gleichstellungsbeauftragte, die
Fiirsorgerin sowie die/der Beauftragte fiir die Schwerbehinderten und die zustén-
digen Bearbeiter/innen der Verwaltungsabteilung teilnehmen. Dort werden auf-
getretene Probleme mit dem Willen zur Einigung I§sungsorientiert behandelt.






4. Dienststelle und Schwerbehindertenvertretung arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig rechtzeitig und umfassend tiber alle Angelegen-
heiten, die fiir schwerbehinderte Menschen von besonderer Bedeutung sein
konnen.

Die Rechte nach dem Bundespersonalvertretungsgesetz und dem Bundesgleich-
stellungsgesetz bleiben unberiihrt.

Diese Integrationsvereinbarung tritt nach ihrer Paraphierung am 1. September 2004
in Kraft. Sie kann mit einer Frist von 6 Monaten auch in einzelnen Teilen gekiindigt
werden. Im Falle einer Kiindigung bleibt sie bis zum Abschluss einer neuen
Integrationsvereinbarung giiltig.

Wiesbaden, den 15. Dezember 2004
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Johann Hahlen Christel Kramer

Président Gesamtschwerbehindertenvertretung

des Statistischen Bundesamtes
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Vorwort

Schwerbehinderung kann jeden treffen. Jeder zwdlfte Deutsche ist
schwerbehindert. Die Halfte der Betroffenen ereilt dieses Schicksal
im Laufe des Berufslebens.

Auch im Bundesministerium des Innern und den Behdrden seines
Geschaftsbereichs gibt es - vielfach unbemerkt - behinderte Kolle-
ginnen und Kollegen. Oft verbinden sich mit dem Begriff der Schwer-
behinderung Vorstellungen, die der Realitat nicht gerecht werden.
Das macht viele Gesunde unsicher im Umgang mit behinderten Men-
schen.

Das Sozialgesetzbuch — Neuntes Buch (SGB IX) und diese Rahmen-
integrationsvereinbarung sollen deshalb die notwendige Sensibilitat
fordern und Wege fir die Teilhabe schwerbehinderter Menschen am
beruflichen Leben zeigen. Es darf kein Tabu mehr sein, Uber eine
Schwerbehinderung und die damit verbundenen Schwierigkeiten am
Arbeitsplatz und daruber hinaus zu sprechen. Erforderlich sind Re-
spekt, Toleranz und Unterstutzung und nicht Mitleid, Vorurteile und
Gedankenlosigkeit.

OU o CL’

Otto Schily
Bundesminister des Innern



1. Praambel

(1) Schwerbehinderte Menschen im Bundesministerium des Innern
und den Behorden seines Geschéftsbereichs (einschl. BGS)' sind wie alle
anderen Beschaftigten leistungsfahig und leistungsbereit. Flir schwerbe-
hinderte Menschen ist es besonders wichtig, in den Ausbildungs- und Ar-
beitsprozess eingegliedert zu werden. Die Forderung von behinderten
Menschen sowie eine fiir diesen Personenkreis geeignete Personalfih-
rung sind von besonderer Bedeutung. Diese Eingliederung in Ausbildung
und Arbeit ist wesentlicher Ausdruck und gleichzeitig Voraussetzung fur
eine gleichberechtigte und selbstbestimmte Teilhabe von behinderten
Menschen am beruflichen und gesellschaftlichen Leben. Es kommt darauf
an, Nachteile aus der Behinderung auszugleichen und die Hilfe zur beruf-
lichen Integration dort einzusetzen, wo sich die Behinderung auswirkt.

(2)  Mit dieser Rahmenintegrationsvereinbarung werden die Mal3nah-
men und Mdglichkeiten aufgezeigt, die die beruflichen Chancen und die
konkreten Arbeitsbedingungen dieser Kolleginnen und Kollegen in der
Dienststelle weiter verbessern sollen. Gemeinsam mit der abzuschliel3en-
den Zielvereinbarung / Integrationsvereinbarung (Ziffer 12) wird die Ein-
gliederung schwerbehinderter Menschen, insbesondere bei der Personal-
planung, bei den Mainahmen des Personalmanagements, bei der Gestal-
tung des Arbeitsplatzes und des Arbeitsumfeldes, sowie die Arbeitsorga-
nisation und Arbeitszeit geregelt.

(3)  Alle beteiligten Stellen und Personen sind verpflichtet, vertrauens-
voll zusammenzuarbeiten und im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften
und der vorhandenen Mdoglichkeiten den Anliegen der schwerbehinderten
Menschen verstandnisvoll, sach- und behindertengerecht zu begegnen.
Soweit der Dienststelle vom Gesetzgeber ein Ermessensspielraum zuge-
standen wird, sollte dieser im Interesse der schwerbehinderten Beschaftig-
ten moglichst grofRziigig gehandhabt werden.

' Aus Griinden der vereinfachten Lesbarkeit werden das ,Bundesministerium des Innern
und die Behorden seines Geschéftsbereichs (einschl. BGS)“ nur mit dem Begriff ,Dienst-
stelle“ beschrieben und beziehen sich damit auch auf alle Ebenen der Verantwortlichen

(Leitung der Behorde bzw. der Zentralabteilung).



2. Ziele

(1)  Nach Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG unterliegen behinderte Menschen
dem besonderen Schutz des Grundgesetzes. Die Dienststelle wahrt die
Rechte der schwerbehinderten Beschaftigten und bericksichtigt ihre Be-
lange bei allen MaRnahmen, von denen sie beruhrt sind.

(2)  Schwerbehinderte Beschaftigte diurfen bei einer Vereinbarung oder
einer MalRnahme, insbesondere bei der Begriindung des Dienst-, Arbeits-
oder sonstigen Beschaftigungsverhaltnisses, beim beruflichen Aufstieg
oder bei einer Kindigung nicht wegen ihrer Schwerbehinderung benach-
teiligt werden. Eine unterschiedliche Behandlung ist jedoch zulassig, so-
weit eine Vereinbarung oder eine Malnahme eine Tatigkeit zum Gegens-
tand hat, fur die eine bestimmte korperliche Funktion, geistige Fahigkeit
oder seelische Gesundheit wesentliche und entscheidende berufliche An-
forderung ist.

(3) Schwerbehinderte Beschaftigte haben gegenuber der Dienststelle

Anspruch auf eine

o Beschaftigung, bei der sie ihre Fahigkeiten und Kenntnisse moglichst
voll verwerten und weiterentwickeln kdnnen;

e bevorzugte Berlcksichtigung bei innerbetrieblichen MaRnahmen der
beruflichen Bildung zur Férderung ihres beruflichen Fortkommens;

e Erleichterung im zumutbaren Umfang zur Teilnahme an aul3erbetriebli-
chen MalRnahmen der beruflichen Bildung;

e behinderungsgerechte bzw. barrierefreie Einrichtung und Unterhaltung
der Arbeitsstatten sowie der Gestaltung der Arbeitsplatze, des Arbeits-
umfeldes, der Arbeitsorganisation und der Arbeitszeit,

e Ausstattung ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen
Arbeitshilfen (§ 81 Abs. 4 SGB IX).

(4) Ein Anspruch besteht nicht, soweit seine Erflillung fiir die Dienst-
stelle nicht zumutbar oder mit unverhaltnismaRigen Aufwendungen ver-
bunden ware oder soweit staatliche oder berufsgenossenschaftliche Ar-
beitsschutzvorschriften oder beamtenrechtliche Vorschriften entgegenste-
hen.
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(5)  Zur Durchsetzung der genannten Ziele sollen die Beratungs- und
Finanzierungshilfen des Integrationsamtes in Anspruch genommen wer-
den (§ 102 SGB IX).

(6) Dem Personalreferat und den einzelnen Vorgesetzten obliegt ge-
genliber schwerbehinderten Beschaftigten eine individuelle Pflicht, die G-
ber die allgemeine Fursorgepflicht hinausgeht.

(7) Die Vorgesetzten kdnnen ihrer besonderen Fuhrungsverantwortung
jedoch nur nachkommen, wenn ihnen die Tatsache des Vorliegens einer
Schwerbehinderung der oder des Beschaftigten bekannt ist oder bekannt
gemacht wird. Die Vorgesetzten sind verpflichtet, sich im Gesprach uber
die individuelle Gesamtsituation der bzw. des jeweiligen schwerbehinder-
ten Beschaftigten zu informieren, sofern diese oder dieser einem solchen
Gesprach zustimmen. Es ist ihre Pflicht, schwerbehinderte Beschaftigte
bei der Erfiillung ihrer dienstlichen Aufgaben zu unterstitzen, ihre berufli-
che Entwicklung zu férdern und ihnen jede mdgliche Hilfe zukommen zu
lassen. Soweit schwerbehinderte Menschen fiir eine Arbeit mehr Zeit be-
noétigen als Nichtbehinderte, ist dies in Kauf zu nehmen. Bei der Einstel-
lung und Ubertragung eines neuen Aufgabengebietes sind sie besonders
sorgfaltig am neuen Arbeitsplatz einzuweisen. AuRerdem ist ihnen, sofern
erforderlich, eine angemessene langere Einarbeitungszeit zu gewahren.

3. Personenkreis, Geltungsbereich

3.1 Personenkreis

Diese Vereinbarung gilt fir schwerbehinderte Menschen und fir gleichge-
stellte behinderte Menschen (§ 2 Abs. 2 und 3 SGB IX). Sie umfasst alle
schwerbehinderten Beschéftigten der Dienststelle sowie schwerbehinderte
Personen, die voriibergehend in der Dienststelle tatig sind oder die sich
um eine Beschaftigung bewerben.

(1)  Schwerbehinderte Menschen sind Personen mit einem Grad der
Behinderung (GdB) von wenigstens 50 (§ 2 Abs. 2 SGB IX).

(2) Gleichgestellte behinderte Menschen sind Personen mit einem
Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30, die Uber
eine entsprechende Anerkennung des Arbeitsamts verfligen. Die Gleich-
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stellung behinderter Beschaftigter mit schwerbehinderten Menschen (§ 2
Abs. 3 SGB IX) erfolgt auf Antrag des behinderten Menschen durch das
Arbeitsamt (§ 68 Abs. 2 SGB IX).

(3) Die Schwerbehinderteneigenschaft wird kraft Gesetz erworben. Bei
einer offensichtlichen Schwerbehinderung sind die entsprechenden Vor-
schriften auch bereits dann anzuwenden sind, wenn ein Schwerbehinder-
tenausweis nicht oder noch nicht vorliegt. Das Vorliegen einer Schwerbe-
hinderung sowie der Grad der Behinderung wird durch das zustandige
Versorgungsamt auf Antrag des behinderten Menschen festgestellt. Das
Versorgungsamt stellt einen Ausweis Uber die Eigenschaft als schwerbe-
hinderter Mensch aus. Dieser Ausweis dient dem Nachweis fur die Inan-
spruchnahme von Leistungen und sonstigen Hilfen, die schwerbehinder-
ten Menschen nach Teil 2 des SGB |IX oder nach anderen Vorschriften
zustehen (§ 69 Abs. 5 SGB 1X). Die Vertretung fur die Belange behinderter
Menschen (im Weiteren: Schwerbehindertenvertretung) unterstutzt die
Beschaftigten bei Antragen auf Feststellung des Vorliegens einer Schwer-
behinderung sowie bei Antragen beim Arbeitsamt auf Gleichstellung (§ 95
Abs. 1 SGB IX).

(4) Behinderte Beschéftigte sollten einen Antrag auf Anerkennung ihrer
Schwerbehinderung stellen, damit ihre beruflichen Mdglichkeiten verbes-
sert werden und die Dienststelle ihrer besonderen Pflichten gerecht wer-
den kann. Beschaftigte, die einen Antrag auf Anerkennung einer Schwer-
behinderung oder auf Gleichstellung mit einem schwerbehinderten Men-
schen gestellt haben, werden bereits ab dem Zeitpunkt der Antragstellung
als schwerbehinderte oder diesen gleichgestellte behinderte Menschen
behandelt. Die Dienststelle sollte Uber die Antragstellung unterrichtet wer-
den (z.B. durch Vorlage der Eingangsbestatigung).

(5) Der Schwerbehindertenschutz endet nach Wegfall der Vorausset-
zungen des § 2 Abs. 2 SGB IX, wenn sich der Grad der Behinderung auf
weniger als 50 verringert, jedoch erst am Ende des 3. Kalendermonats
nach Eintritt der Unanfechtbarkeit des die Verringerung feststellenden Be-
scheides. Das Erléschen und die Entziehung der Schwerbehindertenei-
genschaft sind von den Beschaftigten dem Personalreferat mitzuteilen.



3.2 Geltungsbereich

(1)  Der Schwerbehindertenschutz bezieht sich nur auf Personen, die
ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben (§ 30
Abs. 1 SGB | und § 2 SGB 1X). Deshalb findet bei einem Auslandseinsatz
das Schwerbehindertenrecht in der Fassung des SGB IX grundsatzlich
keine Anwendung.

(2) Diese Rahmenintegrationsvereinbarung enthalt die wesentlichen
Grundzlige des Schwerbehindertenrechts. Sie sollen auch fur schwerbe-
hinderte Beschaftigte oder ihnen Gleichgestellte, die an Dienstorten im
Ausland eingesetzt sind, im Rahmen der tatsachlichen und rechtlichen
Moglichkeiten umgesetzt werden. Die verantwortlichen Vorgesetzten trifft
insoweit eine besondere Verantwortung. In Zweifelsfallen ist die Schwer-
behindertenvertretung oder das Personalreferat zu beteiligen.

4. Personalmanagement

4.1 Ausbildung

Fir junge schwerbehinderte Menschen ist es von groRter Bedeutung, den
Berufseinstieg zu finden. Die Dienststelle strebt daher in jedem Ausbil-
dungsjahrgang einen angemessenen Anteil schwerbehinderter Auszubil-
dender (oder ihnen gleichgestellter behinderter Menschen) an. Ausbil-
dungsverhaltnisse sind im Rahmen der geltenden Vorschriften so zu ges-
talten, dass schwerbehinderte Auszubildende die erforderlichen Kenntnis-
se und Fertigkeiten erwerben kénnen, ohne dass sie infolge ihrer Schwer-
behinderung unzumutbar belastet werden.

4.2 Besetzung freier Arbeitsplitze

(1)  Bei der Besetzung freier Arbeitsplatze im Sinne des § 73 Abs. 1
SGB IX ist unabhangig davon, ob die Pflichtquote erfiillt ist, stets zu pru-
fen, ob schwerbehinderte oder gleichgestellte behinderte Menschen be-
schaftigt werden kénnen (§ 81 Abs. 1 SGB IX). Grundsatzlich ist davon
auszugehen, dass alle Arbeitsplatze zur Besetzung mit schwerbehinderten
Menschen geeignet sind, soweit nicht in einzelnen Tatigkeitsbereichen
besondere gesundheitliche Anforderungen an die Beschéftigten gestellt
werden missen. Die Schwerbehindertenvertretung ist im Rahmen der
Prifung unter unverziglicher und umfassender Unterrichtung zu horen;
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die getroffene Entscheidung ist ihr unverztglich mitzuteilen (§ 81 Abs. 1 in
Verbindung mit § 95 Abs. 2 SGB IX). Der Personalrat ist ebenfalls anzuh6-
ren. Die Rechte des Personalrates nach dem Bundespersonalvertretungs-
gesetz (BPersVG) bleiben unberihrt.

(2)  Geeignete schwerbehinderte Menschen sind vorrangig zu beruck-
sichtigen, sofern sie Uber die gleiche Eignung, Befahigung und fachliche
Leistung verfligen und eine bestimmte korperliche Funktion, geistige Fa-
higkeit oder seelische Gesundheit nicht wesentliche und entscheidende
Voraussetzung fur die Wahrnehmung der Tatigkeit ist.

4.2.1 Bevorzugte Berlicksichtigung schwerbehinderter Beschaftigter der
Dienststelle

Bei der Besetzung freier oder freiwerdender Arbeitsplatze sind schwerbe-
hinderte Beschaftigte bevorzugt zu bericksichtigen, die bereits in der
betreffenden Dienststelle auf geringer bewerteten Dienstposten tatig sind,
wenn sie in gleicher Weise fachlich und personlich geeignet sind wie die
nichtbehinderten Bewerber.

4.2.2 Interne Ausschreibung

(1) Ist der Dienstposten fur schwerbehinderte Menschen geeignet, ist
in der Ausschreibung darauf hinzuweisen, dass schwerbehinderte Men-
schen bei gleicher Eignung bevorzugt berticksichtigt werden und dass von
schwerbehinderten Menschen nur ein Mindestmal} an korperlicher Eig-
nung verlangt wird. Das Arbeitsamt oder - bei akademischen Berufen - die
Zentralstelle fur Arbeitsvermittlung (ZAV) sind nicht einzuschalten.

(2)  Beider Ausschreibung eines freien oder freiwerdenden Arbeitsplat-
zes innerhalb der Dienststelle oder auch innerhalb des Geschaftsbereichs
des Bundesministeriums des Innern (einschl. BGS) ist die Schwerbehin-
dertenvertretung zu beteiligen, sofern der Dienstposten fur schwerbehin-
derte Menschen nicht geeignet ist.

4.2.3 Externe (6ffentliche) Ausschreibung

(1)  Vor der offentlichen Ausschreibung freiwerdender und neu zu be-
setzender sowie neuer Arbeitsplatze nimmt die Dienststelle Verbindung
mit dem zustandigen Arbeitsamt, bei akademischen Berufen zusatzlich mit
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der ZAV auf und bittet um Benennung geeigneter arbeitsuchender
schwerbehinderter Menschen unter Darlegung der Leistungsfahigkeit und
der Auswirkungen der jeweiligen Behinderungen auf die ausgeschriebene
Stelle. Gleichzeitig sind von der Arbeitsverwaltung Férderungsmaéglichkei-
ten aufzuzeigen (§ 104 Abs. 5 SGB IX).

(2) Die Schwerbehindertenvertretung ist vor der Veroffentlichung der
Ausschreibung durch Zuleitung des Ausschreibungstextes zu beteiligen (§
95 Abs. 2 SGB IX). Ist der Dienstposten fiir schwerbehinderte Menschen
geeignet, ist in der Ausschreibung darauf hinzuweisen, dass schwerbe-
hinderte Menschen bei gleicher Eignung bevorzugt eingestellt werden und
dass von schwerbehinderten Menschen nur ein Mindestmal} an korperli-
cher Eignung verlangt wird.

(3)  Auf der Grundlage des § 81 Abs. 1 Satz 7 SGB IX ist die Dienststel-
le verpflichtet, alle Bewerbungen von schwerbehinderten Menschen der
Schwerbehindertenvertretung vorzulegen und die beabsichtigte Entschei-
dung mitzuteilen. Bei unterschiedlichen Ergebnisliberlegungen ist diese
unter Darlegung der Griinde zu erortern; der betroffene schwerbehinderte
Mensch ist anzuhoren.

(4) Kann das Arbeitsamt bzw. die ZAV keine Vermittlungsvorschlage
unterbreiten und liegen der Dienststelle auch keine sonstigen Bewerbun-
gen schwerbehinderter Menschen vor, so hat die Dienststelle ihre Pru-
fungspflicht nach § 81 Abs. 1 Satz 1 SGB IX in vollem Umfang erfillt.

(5) Die Schwerbehindertenvertretung hat bei Vorliegen von Vermitt-
lungsvorschlagen des Arbeitsamtes bzw. der ZAV nach § 81 Abs. 1 SGB
IX und/oder bei Bewerbungen schwerbehinderter Menschen das Recht
auf Einsicht in die entscheidungsrelevanten Teile aller Bewerbungsunter-
lagen und das Recht auf Teilnahme an allen Vorstellungsgesprachen; sie
kann an dem entscheidungsrelevanten Abschlussgesprach teilnehmen.
Damit die Schwerbehindertenvertretung im Rahmen ihrer Beteiligung eine
begriindete Stellungnahme abgeben kann, muss sie auch die Mdglichkeit
haben, selbst die Eignung der schwerbehinderten mit denen der nicht be-
hinderten Bewerber zu vergleichen.

(6)  Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber haben die Mog-
lichkeit, im zeitlichen Zusammenhang mit dem Vorstellungsgesprach ein
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Gesprach mit der Schwerbehindertenvertretung zu fuhren. Bereits in der
Einladung sollte hierauf hingewiesen werden.

(7)  Bei Bewerbungen schwerbehinderter Menschen ist die Schwerbe-
hindertenvertretung nicht zu beteiligen, wenn der schwerbehinderte
Mensch die Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung ausdrucklich ab-
lehnt (§ 81 Abs. 1 SGB IX).

4.2 .4 Einstellung

(1)  Von schwerbehinderten Menschen darf bei der Einstellung nur das
Mindestmald korperlicher Eignung verlangt werden (Beschluss der Bun-
desregierung, BT-Drucks. 12/2050). Die korperliche Eignung wird im All-
gemeinen auch dann noch als ausreichend angesehen werden kdnnen,
wenn der schwerbehinderte Mensch nur fur die Wahrnehmung bestimmter
Dienstposten der betreffenden Laufbahn geeignet ist. Die Prognose einer
vorzeitigen Dienstunfahigkeit (innerhalb von funf Jahren) steht einer Ein-
stellung schwerbehinderter Menschen nicht entgegen. Dies gilt auch fur
die Ubernahme aus dem Landes- bzw. Kommunaldienst.

(2)  Zur Ubernahme in ein Beamtenverhltnis vorgesehene Bewerbe-
rinnen und Bewerber sind darauf hinzuweisen, dass sie bei einem Aus-
scheiden aus dem Beamtenverhaltnis vor Erflllung einer ruhegehaltsfahi-
gen Dienstzeit von finf Jahren (§ 4 Abs. 1 Beamtenversorgungsgesetz —
BeamtVG -) keinen Anspruch auf Ruhegehalt haben und lediglich in der
gesetzlichen Rentenversicherung, nicht aber in der Zusatzversorgung fur
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 6ffentlichen Dienst nachversi-
chert werden koénnen. Dienstunfahig gewordene Beamtinnen und Beamte
werden somit unter Umstanden gegentber einer von vornherein als Ar-
beitnehmer im 6ffentlichen Dienst angelegten Beschaftigung Einbulen in
ihrer Altersversorgung hinnehmen mussen.

(3) Hinsichtlich der sonstigen Eignung, insbesondere der beruflichen
Kenntnisse und Fahigkeiten, gilt uneingeschrankt das Leistungsprinzip im
Wettbewerb mit anderen nichtbehinderten Bewerbern.

(4) Abweichend von den allgemeinen Lebensaltersgrenzen gilt fir die
Einstellung von schwerbehinderten Menschen in den Vorbereitungsdienst
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die besondere Hochstaltersgrenze von 40 Jahren (§ 14 Bundeslaufbahn-
verordnung - BLV).

(5)  Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber sind zu Auswahl-
verfahren zuzulassen, es sei denn, dass sie nach den vorgelegten Unter-
lagen fur eine Verwendung auf Grund bestehender Ausbildungs- oder Pri-
fungsvoraussetzungen offensichtlich nicht geeignet erscheinen. Von einer
Einladung zum Auswahlverfahren ist abzusehen, wenn zwischen Zentral-
abteilung, Schwerbehindertenvertretung und Gleichstellungsbeauftragter
Einvernehmen besteht, dass die Bewerberin oder der Bewerber fir den
freien Arbeitsplatz nicht in Betracht kommt. Der Personalrat ist vor dieser
Entscheidung anzuhdren.

(6) Die Vorlesekraft fur Blinde und die besondere Hilfskraft fur schwer-
behinderte Beschaftigte im Sinne von § 72 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe a)
SGB IX dirfen bis zur Bewilligung einer entsprechenden Stelle durch den
Haushaltsgesetzgeber aulRerhalb des Stellenplans beschaftigt werden.

(7)  Die Verpflichtung zur Beschaftigung schwerbehinderter Menschen
wird durch andere gesetzliche Verpflichtungen zur bevorzugten Einstel-
lung und Beschaftigung bestimmter Personengruppen nicht berahrt (§ 122
SGB IX).

4.3 Beschiftigung

Bei der Auswahl des Arbeitsplatzes achtet die Dienststelle darauf, dass
schwerbehinderte Beschaftigte ihrer beruflichen Qualifikation entspre-
chend eingesetzt werden und sie ihre Fahigkeiten und Kenntnisse mog-
lichst voll verwerten und weiterentwickeln kénnen (§ 81 Abs. 4 Nr. 1 SGB
IX). Die Verpflichtung der Dienststelle, schwerbehinderte Beschéftigte
nach dem Stand ihrer jeweiligen individuellen Leistungsfahigkeit zu be-
schaftigen, begriindet keinen Anspruch auf Ubertragung einer bestimmten
Tatigkeit oder auf die Ubertragung eines bestimmten Arbeitsplatzes.

4.3.1 Umsetzungen, Versetzungen, Abordnungen und Zuweisungen

(1)  Der Wechsel des Arbeitsplatzes kann fur schwerbehinderte Men-
schen mit groBeren Schwierigkeiten verbunden sein als fur andere Be-
schaftigte und darf nur vollzogen werden, wenn dieser keine negativen
Auswirkungen im Hinblick auf die Verschlimmerung der Behinderung mit
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sich bringt. Nach einem Wechsel des Arbeitsplatzes kann ggf. behinde-
rungsbedingt eine verlangerte Einarbeitungszeit erforderlich sein, die sich
nicht negativ fir behinderte Beschaftigte auswirken darf und die von den
Vorgesetzten férdernd unterstitzt wird.

(2)  Umsetzungen, Versetzungen, Abordnungen oder Zuweisungen soll-
ten auf ein unumgangliches Mal} beschrankt werden, sofern sie nicht
selbst von den schwerbehinderten Beschaftigten beantragt wurden. Sie
sollten insbesondere nur dann vorgenommen werden, wenn der oder dem
schwerbehinderten Beschaftigten gleichwertige oder bessere Arbeitsbe-
dingungen geboten werden kdnnen.

(3) Die Bedurfnisse der schwerbehinderten Beschaftigten sind nach
Maoglichkeit zu bertcksichtigen. Schwerbehinderte Beschéftigte und die
Schwerbehindertenvertretung missen bei jedem Wechsel des Arbeitsplat-
zes vorher gehort werden, auch dann, wenn der Wechsel Uberwiegend im
Interesse der schwerbehinderten Beschaftigten beabsichtigt ist (§ 95 Abs.
2 SGB 1X). Begriindeten eigenen Antragen auf Versetzung oder sonstigen
Wechsel des Arbeitsplatzes soll entsprochen werden, wenn dienstliche
Grunde nicht entgegenstehen.

4.3.2 Anstellung, Beforderung, Aufstieg

(1)  Bei der Personalplanung bertcksichtigt das Personalreferat in be-
sonderem Mafe die individuelle Eignung sowie die Interessen und Belan-
ge von schwerbehinderten Beschaftigten.

(2) Bei Anstellung, Beférderungen und Aufstieg ist von schwerbehin-
derten Beschaftigten nur ein Mindestmal} an kdrperlicher Eignung zu ver-
langen (§ 128 SGB IX in Verbindung mit § 13 BLV). Eine Benachteiligung
schwerbehinderter Beschaftigter wegen ihrer Behinderung ist auszu-
schlielen (§ 81 Abs. 2 SGB IX).

4.3.3 Dienstliche Beurteilung

(1)  Bei der Beurteilung sind die von schwerbehinderten Beschaftigten
erbrachten Leistungen nach allgemeinen Mal3staben zu beurteilen. Leis-
tung, Befahigung und Persdnlichkeit der schwerbehinderten Beschéftigten
sind objektiv zu werten.
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(2)  Bei der Beurteilung der Leistung und Befahigung schwerbehinderter
Beschaftigter ist eine durch die Schwerbehinderung bedingte Minderung
der Arbeits- und Verwendungsmaglichkeit zu berucksichtigen.

(3) Die Leistung schwerbehinderter Beschaftigter soll in der Weise be-
urteilt werden, dass ihnen eine durch die Schwerbehinderung quantitativ
eingeschrankte Leistungsfahigkeit nicht zum Nachteil angerechnet wird.
Der Umfang der Arbeitsleistung darf das Beurteilungsergebnis, sofern er
auf behinderungsbedingten Minderleistungen beruht, nicht beeinflussen.
Die Dienststelle berticksichtigt dabei, dass schwerbehinderte Beschaftigte
einen groReren Leistungswillen und erhdhte Energie aufbringen mussen,
um gleiche Leistungen wie nichtbehinderte Beschaftigte erreichen zu kon-
nen.

(4) In qualitativer Hinsicht sind dagegen an sie die fir alle Beschaftig-
ten geltenden allgemeinen Beurteilungsmalistabe anzulegen. Eine qualita-
tive Minderleistung kann nur aul3er Betracht bleiben, wenn sie in besonde-
ren Ausnahmefallen von quantitativen Leistungsmangeln nicht abgrenzbar
ist.

(5) Ausfallzeiten durch Erkrankungen oder Kuren, die als Folge der
Schwerbehinderung anzusehen sind, durfen nicht zum Nachteil der behin-
derten Beschaftigten gewertet werden. Sie dirfen nur dann in der Beurtei-
lung angesprochen werden, wenn der Beurteilungszeitraum dadurch we-
sentlich verkurzt war und der verminderte Aussagegehalt der Beurteilung
verdeutlicht werden soll. Dies muss in der Beurteilung zum Ausdruck ge-
bracht werden.

(6) Die Schwerbehindertenvertretung nimmt — entsprechend den Beur-
teilungsrichtlinien des BMI bzw. des BGS — an dem Beurteilungsvorge-
sprach teil.

(7)  Vor jeder Beurteilung schwerbehinderter Beschaftigter fuhrt die
Erstbeurteilerin bzw. der Erstbeurteiler mit der Zustimmung der Betroffe-
nen ein allgemeines Gesprach mit der Schwerbehindertenvertretung Gber
Umfang und Auswirkung der Schwerbehinderung auf Leistung, Befahi-
gung und Einsatzmdglichkeit. Schwerbehinderte Beschaftigte haben das
Recht, bei Eréffnung der Beurteilung die Teilnahme der Schwerbehinder-
tenvertretung zu verlangen.
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4.3.4 QualifizierungsmalRnahmen

(1) Die Dienststelle verpflichtet sich, die berufliche Qualifizierung der
schwerbehinderten Beschéftigten besonders zu férdern. Nach § 81 Abs. 4
Nr. 2 SGB IX haben schwerbehinderte Beschaftigte, um das Ziel der Wei-
terentwicklung der Fahigkeiten und Kenntnisse zu erreichen, einen An-
spruch auf Besserstellung gegenlber nicht behinderten Beschéaftigten
durch bevorzugte Berticksichtigung bei Aus- und FortbildungsmafRnahmen
der Dienststelle.

(2) Die Dienststelle ist verpflichtet, durch geeignete Malnahmen (z. B.
Gestaltung der Arbeitszeit, Unterstitzung bei der An- und Abreise) in zu-
mutbarem Umfang bei der Auswahl aul3erbetrieblicher Malnahmen den
behinderungsbedingten Belangen Rechnung zu tragen (§ 81 Abs. 4 Nr. 3
SGB IX).

4.4 Schwerbehinderte Frauen oder diesen gleichgestellte
behinderte Frauen

(1)  Ziel des SGB IX ist es, die Selbstbestimmung und Gleichberechti-
gung behinderter Beschaftigter zu férdern. Dabei ist den Bedurfnissen be-
hinderter Frauen in besonderer Weise Rechnung zu tragen, da sie bei-
spielsweise aufgrund von Erziehungsaufgaben und anderen Familien-
pflichten haufig zusatzlich belastet sind (§ 1 Satz 2 SGB IX).

(2)  Der Anteil an der Arbeitslosigkeit ist bei schwerbehinderten Frauen
besonders hoch. Nach § 83 Abs. 2 Satz 2 SGB X sind daher bei der Per-
sonalplanung besondere Regelungen zur Beschaftigung eines angemes-
senen Anteils von schwerbehinderten Frauen vorzusehen. GemaR § 71
Abs. 1 Satz 2 SGB IX sind schwerbehinderte Frauen bei der Beschafti-
gung schwerbehinderter Menschen besonders zu bertcksichtigen. Bei der
Bewilligung von Telearbeit und flexiblen Arbeitszeiten sind die besonderen
Belange schwerbehinderter Frauen zu berlcksichtigen.

(3)  Auch das ,Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Mannern in
der Bundesverwaltung und in den Gerichten des Bundes* (Bundesgleich-
stellungsgesetz, BGleiG) hat sich zum Ziel gesetzt, den besonderen Be-
langen behinderter Frauen Rechnung zu tragen (§ 1 Abs. 1 Satz 4
BGleiG).



-17-

(4) Bei allen MaRnahmen fordert die Dienststelle nach den MalRgaben
des Bundesgleichstellungsgesetzes auch die Gleichstellung schwerbehin-
derter Frauen.

4.5 Besondere Gruppen schwerbehinderter Beschaftigter

Im Rahmen der Erflllung der Beschaftigungspflicht mussen die in § 72
Abs. 1 SGB IX genannten besonderen Gruppen schwerbehinderter Men-
schen, schwerbehinderte Menschen, die das 50. Lebensjahr vollendet ha-
ben und schwerbehinderte Menschen, die zur Ausbildung eingestellt wer-
den (§ 72 Abs. 2 SGB IX), in angemessenem Umfang berucksichtigt wer-
den.

4.6 Priifungserleichterungen

(1)  Bei Prufungen kénnen sich fur schwerbehinderte Menschen beson-
dere Harten im Wettbewerb mit nichtbehinderten Menschen ergeben. Zum
Ausgleich solcher Harten werden schwerbehinderten Menschen die ihrer
Schwerbehinderung angemessenen Prufungserleichterungen gewahrt.
Schwerbehinderte Menschen, die fir die Teilnahme an einem Prif- oder
Auswahlverfahren vorgesehen sind, missen rechtzeitig darauf hingewie-
sen werden, dass ihnen auf Antrag entsprechend der Art und dem Umfang
ihrer Schwerbehinderung Erleichterungen eingerdumt und Hilfsmittel zur
Verfugung gestellt werden kdnnen.

(2)  Der oder dem Vorsitzenden des Prufungsausschusses ist vom Per-
sonalreferat oder von dem fir die Durchflihrung der Priifung verantwortli-
chen Referat vor der Prifung die Schwerbehinderteneigenschaft von Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern und deren GdB bekannt zu geben, es sei
denn, dass sie damit nicht einverstanden sind. Die oder der Vorsitzende
des Prifungsausschusses erortert mit den schwerbehinderten Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern die Notwendigkeit von Prufungserleichterungen
und hort die Schwerbehindertenvertretung dazu. Welche Erleichterungen
bzw. Hilfsmittel (z. B. Fristverlangerung, Erholungspausen, Gebarden-
sprachdolmetscher, fur die Bedienung durch blinde Menschen geeignete
Schreibmaschinen) im Einzelfall erforderlich und angemessen sind, ist im
Vorfeld des Verfahrens mit dem schwerbehinderten Menschen und der
Schwerbehindertenvertretung zu erértern. Kann zwischen der oder dem
Vorsitzenden des Prifungsausschusses und der Schwerbehindertenver-
tretung keine Einigung zum Umfang und/oder der Art der Prifungserleich-
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terung erzielt werden, so entscheidet die oder der zustandige Beauftragte
des Arbeitgebers (§ 98 SGB 1X) nach pflichtgemaem Ermessen. Die Ent-
scheidung ist zu dokumentieren.

(3) Wahrend der Prifung hat die Schwerbehindertenvertretung das
Recht anwesend zu sein, sofern der schwerbehinderte Mensch die Teil-
nahme nicht ausdriicklich ablehnt (§ 81 Abs. 1 SGB IX).

(4) Als Prifungserleichterungen, die schriftlich festzuhalten sind,

kommen insbesondere in Betracht:

e Schwerbehinderten Menschen, die infolge ihrer Schwerbehinderung
den anderen Prifungsteilnehmerinnen und Prifungsteilnehmern ge-
geniber benachteiligt sind, ist die Frist flr die Ablieferung schriftlicher
Arbeiten angemessen zu verlangern. Die Verlangerung der Frist darf
bis zu 50 v. H. betragen. Diese Erleichterung ist vor allem armampu-
tierten, handverletzten, blinden oder hirnbeschadigten Menschen zu
gewahren.

e In besonderen Fallen, vor allem bei einer mindlichen Prifung, darf die
Prifungsdauer flir schwerbehinderte Menschen bis zu 50 v. H. verkurzt
werden. Fir schwerbehinderte Menschen durfen Prifungen durch Er-
holungspausen unterbrochen werden.

e Armamputierten, handverletzten, blinden oder hirnbeschadigten Men-
schen kann fir die schriftliche Prufung eine im Prufungsfach nicht vor-
gebildete Schreibkraft zugeteilt oder ein geeigneter PC zur Verfigung
gestellt werden.

e Horgeschadigten Menschen, die taub oder nahezu taub sind, sollen in
der mundlichen Priufung die Prifungsfragen schriftlich vorgelegt wer-
den. Auf Wunsch sind ihnen Gebardensprachdolmetscher zu stellen.

e Schwerbehinderten Menschen mit Sprachstérungen kann die Moglich-
keit eingeraumt werden, entweder die mundliche Prufung schriftlich
abzulegen (ggf. unter Einbeziehung technischer Hilfsmittel) oder die
mundliche Prifung als Einzelprafung bzw. vor einer personell verklei-
nerten Prifungskommission abzulegen.
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(5) Bei hirnbeschadigten Menschen oder psychisch behinderten Men-
schen kann in der mindlichen Prifung auf die Prifung von Gedachtnis-
leistungen verzichtet werden, soweit es sich mit dem Zweck der Prifung
vereinbaren lasst. Es genlgt, wenn Aufgaben gestellt werden, deren L6-
sung erkennen lasst, dass die erforderlichen Kenntnisse und Urteilsfahig-
keit vorhanden sind, die zu richtigen Entscheidungen befahigen. Gegebe-
nenfalls soll der Prufungsteil in einem anderen Raum oder zeitlich versetzt
durchgefihrt werden.

(6)  Die Ubrigen Prufungsteilnehmerinnen und Prifungsteilnehmer dur-
fen durch die Prufungserleichterungen fur schwerbehinderte Menschen
nicht beeintrachtigt werden.

(7)  Prufungserleichterungen sind bewertungsneutral. In Zeugnisse dur-
fen Hinweise auf Prufungserleichterungen nicht aufgenommen werden.
Bei der Beurteilung schriftlicher und mundlicher Prifungsleistungen sowie
bei der Bildung des Gesamturteils ist auf die physischen und psychischen
Einflisse, die Folgeerscheinungen der Schwerbehinderung sind, Rulck-
sicht zu nehmen. Die fachlichen Anforderungen durfen jedoch nicht gerin-
ger bemessen sein als bei Nichtbehinderten.

4.7 Disziplinarangelegenheiten

(1)  Wird ein Disziplinarverfahren gegen eine schwerbehinderte Be-
schaftigte bzw. einen schwerbehinderten Beschaftigten eingeleitet, so ist
die Schwerbehindertenvertretung unverziglich zu unterrichten (§ 95 Abs.
2 SGB IX).

(2) Die Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung gem. § 95 Abs. 2
SGB IX erfolgt unverzuglich nach Abschluss der Ermittlungen und vor Er-
lass der nach §§ 32 — 34 des Bundesdisziplinargesetzes in Betracht kom-
menden Entscheidungen.

5 Arbeitsplatzgestaltung

5.1 Ausstattung des Arbeitsplatzes (einschl. IT)

(1)  Far schwerbehinderte Beschaftigte missen die jeweils geeigneten
technischen Arbeitsbedingungen, ggf. durch Umsetzung innerhalb der
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Dienststelle auf einen gleichwertigen Arbeitsplatz, geschaffen werden. Fur
schwerbehinderte Beschéftigte sind behinderungsgerechte/barrierefreie
Arbeitsbedingungen zu schaffen. Ihre Arbeitsraume sind so auszuwahlen
und auszustatten, dass die Leistungsfahigkeit sowie die soziale Integration
in das Arbeitsumfeld geférdert und erhalten werden (§ 81 Abs. 4 SGB [X).

(2)  Schwerbehinderten Beschaftigten sind nach Mdglichkeit eigene Ar-
beitszimmer zuzuteilen; dies gilt insbesondere flr Hirnbeschadigte, Quer-
schnittsgelahmte, Blinde und Amputierte sowie fur Behinderte, die beson-
ders larm- und hitzeempfindlich sind. Bei der Zuteilung und Einrichtung
von Arbeitsraumen oder Arbeitsplatzen fir schwerbehinderte Beschéaftigte
ist die Schwerbehindertenvertretung zu beteiligen.

(3)  Zur Erleichterung der Arbeit sind die nach Art und Umfang der
Schwerbehinderung erforderlichen Hilfsmittel bereitzustellen. Die Arbeits-
platze sind mit den notwendigen technischen Arbeitshilfen auszustatten
(81 Abs. 4 Nr. 5 SGB IX). Die Einweisung in deren Handhabung ist sicher-
zustellen. Zu den Hilfsmitteln gehéren u.a. akustische Hilfsmittel flr Hor-
geschadigte, besondere Vorrichtungen zur Telefonbedienung, Versehr-
tenstlhle, VergroRerungsgerate, zusatzliche Lichthilfen fir Sehbehinderte,
Blindenschreibmaschinen, besondere Tastaturen fir EDV-Gerate, Diktier-
gerate, Lesegerate und Worterblcher fur Blinde, Spezialwahleinrichtun-
gen und spezielle Vermittlungsanlagen.

(4) Blinden und anderen schwerbehinderten Beschaftigten, die zur
Ausubung der Beschaftigung wegen der Schwerbehinderung nicht nur vo-
ribergehend einer besonderen Hilfskraft bedurfen (§ 72 Abs. 1 Nr. 1 a
SGB IX), ist neben technischen Hilfsmitteln eine Vorlese- oder andere Ar-
beitsassistenz (z. B. Gebardensprachdolmetscher, Hilfskrafte fur Rollstuhl-
fahrer) zur Verfugung zu stellen und fir deren Vertretung Sorge zu tragen.
Die Leistungen der Rehabilitationstrager sind in Anspruch zu nehmen. Auf
§ 102 SGB |X, wonach das zustandige Integrationsamt fir begleitende Hil-
fen im Arbeitsleben aus den zur Verfigung stehenden Mitteln auch Geld-
leistungen erbringen kann, wird hingewiesen.

(5) IT — Arbeitsplatze sollten zusatzlich so gestaltet werden, dass sie
den Anforderungen und Bedingungen insbesondere der Anlage 1 der Ver-
ordnung zur Schaffung barrierefreier Informationstechnik nach dem Be-
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hindertengleichstellungsgesetz (Barrierefreie Informationstechnik - Ver-
ordnung — BITV) entsprechen.

5.2 Alternierende Telearbeit

(1)  Telearbeitsplatze sind dazu geeignet, die Rahmenbedingungen flr

schwerbehinderte Beschaftigte zu verbessern und stellen ein Instrument

zur Sicherung gefahrdeter Arbeitsverhaltnisse dar. Auf Antrag soll

schwerbehinderten Beschaftigten ein Telearbeitsplatz zur Verfigung ge-

stellt werden, wenn

e der tagliche Weg zur Arbeit mit erheblichen behinderungsbedingten
Zusatzbelastungen verbunden ist oder auf Grund der Behinderung eine
besondere Arbeitszeitgestaltung notwendig ist,

e die fachlichen bzw. organisatorischen Voraussetzungen (Eignung der
Aufgaben/Tatigkeiten fur die Einrichtung eines Telearbeitsplatzes) vor-
liegen und

o die personlichen Voraussetzungen (z.B. Beschaftigung von mindestens
19,5 Std. wochentlich, entsprechende Einarbeitung in das Aufgaben-
gebiet) sowie die besonderen personlichen Qualifikationsmerkmale
(z.B. Eignung zum selbstandigen und eigenverantwortlichen Arbeiten,
Zuverlassigkeit, Technikverstandnis) durch die Vorgesetzten im Ein-
vernehmen mit dem Personalreferat positiv beurteilt werden.

(2) Die Schwerbehindertenvertretung ist rechtzeitig zu beteiligen. Das
zustandige Integrationsamt ist wegen einer moglichen Bezuschussung fur
die Einrichtung des Telearbeitsplatzes rechtzeitig einzuschalten.

5.3 Dienstreisen

(1)  Schwerbehinderte Beschaftigte, die eine Dienstreise nur mit frem-
der Hilfe ausfuhren kénnen, kénnen sich von einer Person begleiten las-
sen.

(2)  Steht die Begleitperson nicht im Dienste des Bundes (z. B. Ehegat-
te), so kénnen die dadurch entstehenden Fahrkosten, sofern nicht An-
spruch auf unentgeltliche Beférderung besteht, bei Benutzung o6ffentlicher
Verkehrsmittel in dem Umfang erstattet werden, wie sie bei der oder dem
zu begleitenden schwerbehinderten Beschaftigten ersetzt werden; Ver-
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guinstigungen sind zu nutzen. Bei Benutzung des eigenen Kraftfahrzeuges
aus triftigen Grinden wird nach dem Bundesreisekostengesetz (BRKG)
eine Entschadigung fiir die Mitnahme der Begleitperson gewahrt. Die not-
wendigen Auslagen fir die Verpflegung und Unterkunft der Begleitperson
kdénnen im Rahmen des Reisekostenrechts gegen Einzelnachweis und un-
ter Berlicksichtigung der hauslichen Ersparnis bis zu dem Betrag erstattet
werden, der der bzw. dem schwerbehinderten Beschaftigten fur den glei-
chen Zweck zusteht (§ 14 BRKG).

(3) Werden schwerbehinderte Beschaftigte, die Dienstreisen nur mit
fremder Hilfe durchflihren kdnnen, von Personen begleitet, die selbst An-
gehorige der Dienststelle sind, ist fur diese Begleitpersonen ebenfalls eine
Dienstreise anzuordnen; sie erhalten die ihnen zustehende Reisekosten-
vergltung nach dem BRKG.

(4) Bei Dienstreisen und Dienstgangen schwerbehinderter Beschaftig-
ter liegt zum Beispiel regelmaRig dann ein triftiger Grund fur die Benut-
zung des eigenen Pkw im Sinne des § 6 Abs. 1 BRKG vor, wenn eine
,2aulRergewohnliche Gehbehinderung“ — Merkmal a G — besteht. In ande-
ren Fallen bedarf es eines weiteren triftigen Grundes, um von einer Ein-
schrankung bei der Festsetzung der Reisekostenvergitung (Gewahrung
von Wegstrecken- und Mitnahmeentschadigung ohne Vergleichsberech-
nung) abzusehen.

(5) Dienstreisenden, denen nach § 5 Abs. 1 BRKG die Fahrtkosten der
niedrigsten Klasse zu erstatten waren, werden bei einem Grad der Behin-
derung von mindestens 50 die Auslagen fur die nachst hohere Klasse er-
stattet. Dieselbe Verglnstigung kann anderen Dienstreisenden gewahrt
werden, wenn ihr korperlicher oder gesundheitlicher Zustand die Benut-
zung dieser Klasse rechtfertigt (§ 5 Abs. 4 BRKG).

(6) Kosten einer notwendigen Taxibenutzung, kénnen im Rahmen des
Reisekostenrechts erstattet werden, wenn triftige Grinde vorliegen. Ein
triftiger Grund, der fir sich alleine eine Taxibenutzung rechtfertigt, ist eine
,2auiergewodhnliche Gehbehinderung“ — Merkmal a G -.
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6 Gestaltung des Arbeitsumfeldes

6.1 Behindertengerechte Gestaltung der Dienstgebdude und
Barrierefreiheit

(1)  Es ist darauf hinzuwirken, dass die Einstellung und Beschaftigung
schwerbehinderter Menschen nicht an baulichen oder technischen Hin-
dernissen scheitert (allgemeine Barrierefreiheit).

(2)  Behinderten Beschaftigten soll, analog der Bestimmungen des § 8
des Gesetzes zur Gleichstellung behinderter Menschen (Behinderten-
gleichstellungsgesetz — BGG) ermdglicht werden, alle Lebensbereiche wie
bauliche Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstande und
Kommunikationseinrichtungen in der allgemein ublichen Weise, ohne be-
sondere Erschwernis und ohne fremde Hilfe zu nutzen, wobei zu berlck-
sichtigen ist, dass einzelne schwerstbehinderte Beschaftigte auch weiter-
hin auf fremde Hilfe angewiesen sein werden.

(3)  Fir den Fall einer notwendigen Evakuierung des Dienstgebaudes
im Katastrophen- oder Brandfall sind flr schwerbehinderte Menschen ge-
eignete Hilfsmittel zur Verfligung zu stellen und notwendige Regelungen
zu treffen.

6.2 Um- und Neubauten

Bei Neubauten und bei groleren UmbaumaRnahmen ist sicher zu stellen,
dass das Gebaude und die Inneneinrichtung entsprechend den Vorschrif-
ten des BGG und den allgemein anerkannten Regeln der Technik, be-
darfsgerecht und in angemessenem Umfang barrierefrei gestaltet wird.
Dabei sollte gewahrleistet sein, dass die entsprechenden Ein- und Aus-
gange, Aufzlge, Sitzungsrdume und einige Toiletten auch fir schwerbe-
hinderte Menschen in Rollstiihlen zuganglich sind. Fur Menschen in Roll-
stiihlen und blinde Menschen sollten Aufziige und Zeiterfassungsterminals
so gestaltet werden, dass sie diese ohne fremde Hilfe nutzen kénnen. Von
dieser Anforderung kann abgewichen werden, wenn mit einer anderen L6-
sung in gleichem Male die Anforderungen an die Barrierefreiheit erfillt
werden (§ 8 Abs. 1 BGG). Die Schwerbehindertenvertretung und der Be-
auftragte des Arbeitgebers gem. § 98 SGB IX sind frihzeitig in die Pla-
nungen einzubeziehen und wahrend der Durchfiihrung der BaumafRnah-
men standig zu unterrichten.
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6.3 Parkméglichkeiten

(1)  Soweit bei der Dienststelle Parkmdglichkeiten vorhanden sind, ist
auf schwerbehinderte Beschaftigte Rucksicht zu nehmen, wenn sie wegen
der Art und Schwere der Schwerbehinderung (z.B. Merkzeichen G, aG
oder BIl) auf den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges angewiesen sind und
weil ihnen nicht zugemutet werden kann, 6ffentliche Verkehrsmittel zu be-
nutzen oder den Weg zu Ful} oder auf andere Weise zurlickzulegen. Die-
se schwerbehinderten Beschaftigten genie3en insoweit Vorrang gegen-
Uber allen anderen Bediensteten.

(2)  Stehen Parkplatze nicht zur Verfligung, so kénnen schwerbehinder-
te Beschéftigte mit auRergewdhnlicher Gehbehinderung (Merkzeichen aG)
oder blinde Menschen (Merkzeichen Bl) bei der zustandigen Stral3enver-
kehrsbehodrde beantragen, dass ein Parkplatz auf offentlichem Stralen-
land in der Nahe der Dienststelle reserviert wird.

6.4 Abholdienste

1) Fir Fahrten zwischen Dienststelle und Wohnung kann, soweit
Dienstkraftwagen verfiigbar sind, zur Beférderung von schwerbehinderten
Beschaftigten die unentgeltliche Benutzung von Dienstkraftwagen auler-
halb der dienstlichen Verwendung zugelassen werden, wenn den schwer-
behinderten Beschaftigten kein anderes Beférderungsmittel (6ffentliche
Verkehrsmittel, soziale Fahrdienste) zugemutet werden kann. Die Fahrten
zwischen Dienststelle und Wohnung sind nach Mdoglichkeit als Gemein-
schaftsfahrten durchzuftihnren. GemaR der Dienstkraftfahrzeugrichtlinie ist
jedoch die Einwilligung der Dienststellenleitung oder der von ihr beauftrag-
ten Stelle erforderlich. Die Nutzung der Dienstkraftfahrzeuge ist unentgelt-
lich. Die Besteuerung geldwerter Vorteile aus einer privaten Nutzung von
Dienstkraftfahrzeugen bleibt unberuhrt.

2) Soweit schwerbehinderte Beschaftigte auf einen regelmafigen
Transport zwischen Dienststelle und Wohnung angewiesen sind und hier-
fir ein Dienstkraftwagen nicht zur Verfliigung steht, unterstitzen die
Dienststelle und die Schwerbehindertenvertretung die betroffene Person
bei der Organisation eines Fahrdienstes.
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6.5 Behindertensport und Mobilitatstraining

Behindertensport und Mobilitatstraining sind geeignet, zusatzlichen Ge-
sundheitsschaden vorzubeugen und die Arbeitskraft zu erhalten. Fir die
Teilnahme am arztlich verordneten Rehabilitationssport in Gruppen unter
arztlicher Betreuung und Uberwachung einschlieRlich Ubungen fiir behin-
derte Frauen, die der Starkung des Selbstbewusstseins dienen (§ 44 Abs.
1 Nr. 3 SGB IX) und dem arztlich verordneten Funktionstraining in Grup-
pen unter fachkundiger Anleitung und Uberwachung (§ 44 Abs. 1 Nr. 4
SGB IX) kann Arbeitsbefreiung bzw. Sonderurlaub gewahrt werden, wenn
die Teilnahme nicht auBerhalb der Dienstzeit moglich ist.

7 Arbeitszeit, Teilzeitarbeit, Urlaub

7.1  Arbeitszeit, Arbeitspausen

(1)  Fur schwerbehinderte Beschaftigte, insbesondere die der besonde-
ren Gruppe i. S. d. § 72 SGB X, kénnen abweichende Arbeitszeitregelun-
gen getroffen werden. Diese sind so flexibel zu gestalten, dass sie die be-
sonderen Belange dieser schwerbehinderten Beschaftigten berticksichti-
gen. Dies gilt auch bei Anwendung der gleitenden Arbeitszeit. Besondere
Regelungen flr die Arbeitszeit und Arbeitspausen werden unter Berlck-
sichtigung der individuellen Leistungsfahigkeit des schwerbehinderten Be-
schaftigten im Benehmen mit der Schwerbehindertenvertretung getroffen.

(2) Bei gleitender Arbeitszeit ist die innerhalb der Kernarbeitszeit ver-
saumte Arbeitszeit fir behinderungsbedingte Arzt- oder Therapietermine
und fur Reha-MalRnahmen nicht nachzuarbeiten.

(3)  Schwerbehinderten Beschéftigten, die wegen Art oder Schwere ih-
rer Behinderung einen erhohten Pausenbedarf haben, kann nach Abspra-
che mit den Vorgesetzten und dem Personalreferat eine andere als von
der Arbeitszeitverordnung geregelte Pausenzeit eingerdumt werden. Die
so vereinbarten Pausen sind jedoch in keinem Fall Arbeitszeit.

7.1.1 Extreme Witterungssituationen

An Tagen mit extremen Witterungssituationen (insbesondere Schnee-
und Eisglatte, Ankliindigung von sog. Blitz-Eis, extremer Kalte oder Hitze)
berlcksichtigen Fuhrungskréfte die besonderen bzw. zusatzlichen Beein-
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trachtigungen der schwerbehinderten Beschéaftigten. Uber die Gewéahrung
von Dienstbefreiung ist individuell und unter Einhaltung der behdrdenin-
ternen Regelungen zur gleitenden bzw. flexiblen Arbeitszeit zu entschei-
den.

7.2  Mehrarbeit

Schwerbehinderte Beschéftigte sind auf inr Verlangen von Mehrarbeit frei-
zustellen (§ 124 SGB IX). Dies gilt auch fir Rufbereitschaft. Mehrarbeit im
Sinne dieser Vereinbarung ist fliir Beamte der unter den Voraussetzungen
des § 72 Bundesbeamtengesetz (BBG) Uber die regelmaliige wochentli-
che Arbeitszeit hinaus geleistete Dienst, flr Tarifkrafte die Uber die regel-
maRige Arbeitszeit im Sinne der tarifvertraglichen Regelung hinaus geleis-
tete Arbeit.

7.3 Teilzeitarbeit

Schwerbehinderte Beschaftigte haben gemaR § 81 Abs. 5 SGB IX einen
Rechtsanspruch auf Teilzeitbeschaftigung, wenn die klrzere Arbeitszeit
wegen Art oder Schwere der Schwerbehinderung notwendig ist. Dieser
Anspruch besteht nicht, soweit seine Erflllung fir die Dienststelle nicht
zumutbar oder mit unverhaltnismaigen Anforderungen verbunden ware
oder soweit die staatlichen oder berufsgenossenschaftlichen Arbeits-
schutzvorschriften oder beamtenrechtliche Vorschriften (insbesondere §
72 a BBG) entgegenstehen. Die schwerbehinderten Beschaftigten tragen
die Darlegungs- und Beweislast fir den Ursachenzusammenhang zwi-
schen Art und Schwere ihrer Schwerbehinderung und der Reduzierung
der Arbeitszeit. Unabhangig davon ist die Einrichtung von geeigneten Teil-
zeitarbeitsplatzen fiir schwerbehinderte Beschaftigte grundsatzlich zu for-
dern.

7.4  Erholungs- und Zusatzurlaub

(1)  Schwerbehinderte Beschéaftigte haben Anspruch auf einen bezahl-
ten jahrlichen Zusatzurlaub von finf Arbeitstagen (§ 125 SGB IX). Far
gleichgestellte behinderte Beschaftigte gilt diese Regelung nicht (§ 68
Abs. 3 SGB IX).
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(2)  Verteilt sich die regelmafliige Arbeitszeit auf mehr oder weniger als
5 Arbeitstage in der Kalenderwoche, erhdoht oder vermindert sich der Zu-
satzurlaub entsprechend.

(3)  Mit dem Zeitpunkt des Eintritts der Schwerbehinderteneigenschaft
entsteht der Anspruch auf den Zusatzurlaub. Schwerbehinderte Beschaf-
tigte haben dies durch Vorlage des Schwerbehindertenausweises nach-
zuweisen. Werden Beschaftigte im Laufe eines Jahres als schwerbehin-
dert anerkannt, so steht ihnen der Zusatzurlaub in voller Hohe fur dieses
Jahr zu, unabhangig davon, ab wann die Schwerbehinderteneigenschaft
vorliegt oder festgestellt wird. Wird die Schwerbehinderteneigenschaft
rickwirkend fir ein bereits abgelaufenes Urlaubsjahr festgestellt, so kann
der Zusatzurlaub fur das abgelaufene Jahr nur in Anspruch genommen
werden, wenn der Anspruch rechtzeitig gegenliiber dem Personalreferat
geltend gemacht wird.

(4)  Fur die Ubertragung des Zusatzurlaubs in das néachste Kalenderjahr
und den Verfall gelten die Regelungen fur den Erholungsurlaub entspre-
chend.

(5)  Der Zusatzurlaub ist zusatzlicher Erholungsurlaub. Er ist auch dann
wie ein solcher zu behandeln, wenn schwerbehinderte Beschaftigte im
Laufe eines Urlaubsjahres in den offentlichen Dienst eintreten oder aus
ihm ausscheiden (einschliellich dem Beginn der Freistellungsphase im
Rahmen der Altersteilzeit im Blockmodell). Bei der Urlaubsberechnung
sind die Zwolftelungsvorschriften der Erholungsurlaubsverordnung
(EUrlV), des Bundesurlaubsgesetzes (BUrlG) bzw. der anwendbaren Ta-
rifvertrage zu beachten. Bei der Berechnung des anteiligen Zusatzurlaubs
sind - wie auch beim Erholungsurlaub - Bruchteile, die mindestens einen
halben Tag ergeben, auf volle Urlaubstage aufzurunden.

(6) Im Falle des Erléschens des Schwerbehindertenschutzes entfallt fur
die zukilinftigen Jahre auch der Anspruch auf einen jahrlichen Zusatzur-
laub; wenn sich der Grad der Behinderung auf weniger als 50 verringert,
jedoch erst am Ende des dritten Kalendermonats nach Eintritt der Unan-
fechtbarkeit des die Verringerung feststellenden Bescheides (§ 116 Abs. 1
SGB IX).
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(7)  Die Winsche schwerbehinderter Beschéaftigter hinsichtlich Urlaubs-
zeit und Urlaubsteilung sollen nach Mdglichkeit vorrangig bertcksichtigt
werden.

8 Weitere MaBnahmen zum Ausgleich der
Schwerbehinderung

8.1 Wohnraumbeschaffung

(1)  Fur die Zuteilung von Mietwohnungen, die im Besetzungsrecht des
Bundes stehen, nimmt die Wohnungsfirsorge der Dienststelle mit der zu-
standigen Stelle der Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben Kontakt auf.
Besondere Bedlrfnisse der schwerbehinderten Beschaftigten und die N&-
he zum Arbeitsplatz sowie Art und Umfang ihrer Schwerbehinderung, ihr
Familienstand und ihre sonstigen personlichen Verhaltnisse sind zu be-
ricksichtigen. Bei gleicher Dringlichkeit ist schwerbehinderten Beschaftig-
ten vor anderen Wohnungssuchenden der Vorzug zu geben. Die Dienst-
stelle wirkt darauf hin, dass schwerbehinderten Beschaftigten Uber die
sonst fiir sie in Betracht kommende Zahl von Zimmern hinaus durch das
Bundesministerium der Finanzen ein zusatzliches Zimmer zuerkannt wird.

(2) Bei Bewerbungen schwerbehinderter Beschaftigter um eine Woh-
nung ist die Schwerbehindertenvertretung gemal § 95 Absatz 2 SGB IX
zu beteiligen.

8.2 Familienheimdarlehen

Schwerbehinderten Beschaftigten, die zur Errichtung oder zum Erwerb
von Familienheimen oder Eigentumswohnungen ein Familienheimdarle-
hen erhalten, kdnnen unter bestimmten Voraussetzungen Zusatzdarlehen
gewahrt werden. Uber Einzelheiten unterrichten auf Anfrage die fir die
Wohnungsfursorge zustandigen Stellen.

9 Personalunterlagen von schwerbehinderten
Bediensteten

(1) In die Personalakten schwerbehinderter Beschaftigter ist eine Kopie
des Ausweises Uber die Schwerbehinderteneigenschaft (§ 69 Abs. 5 SGB



-29-

IX), bei gleichgestellten behinderten Menschen ein Abdruck des Gleich-
stellungsbescheides (§ 2 Abs. 3 SGB IX) aufzunehmen. In der Folgezeit
eintretende Anderungen in dem Grad der Behinderung sind, nachdem die
entsprechenden Bescheide unanfechtbar geworden sind, in der Personal-
akte zu vermerken.

(2) Die Personalakten schwerbehinderter Beschaftigter sind so zu
kennzeichnen, dass die Schwerbehinderteneigenschaft sofort erkennbar
ist. Elektronisch erfasste Personaldateien sind ebenfalls mit Hinweis auf
den Schwerbehindertenstatus besonders zu kennzeichnen. Bei Erldschen
oder Entziehung des Schwerbehindertenschutzes ist diese Kennzeich-
nung zu léschen.

(3)  Schwerbehinderte Beschaftigte haben das Recht, bei Einsicht in die
Uber sie gefiihrte Personalakte die Schwerbehindertenvertretung hinzuzu-
ziehen (§ 95 Abs. 3 SGB IX).

(4) In Berichten an ubergeordnete Behdrden uber Personalangelegen-
heiten schwerbehinderter Menschen und in Mitteilungen an die Personal-
vertretung Uiber beabsichtigte Personalmafinahmen ist auf die Schwerbe-
hinderteneigenschaft und den Grad der Behinderung hinzuweisen. Das
Ergebnis der Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung gem. § 81 Abs.
1 SGB IX oder gem. § 95 Abs. 2 SGB IX ist mitzuteilen.

10 Beendigung von Dienst- oder Beschaftigungs-
verhaltnissen

10.1 PraventionsmaBnahmen zur Vermeidung der vorzeitigen
Beendigung des Dienst- oder Beschéftigungsverhéltnisses

(1)  Treten ernsthafte Schwierigkeiten in einem Dienst-/Arbeitsverhaltnis
schwerbehinderter Beschaftigter auf, die dieses Dienst-/Arbeitsverhaltnis
gefahrden kénnen, sind zunachst unter moglichst frihzeitiger Einschaltung
der Schwerbehindertenvertretung, des Personalrats und der Gleichstel-
lungsbeauftragten sowie des Integrationsamtes alle Méglichkeiten und alle
zur Verfligung stehenden Hilfen zu erértern, mit denen die Schwierigkeiten
beseitigt werden kdnnen und das Dienst- oder Arbeitsverhaltnis moglichst
dauerhaft fortgesetzt werden kann (vgl. § 84 SGB [X).
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(2) Das Personalreferat schaltet die Schwerbehindertenvertretung ins-
besondere auch dann ein, wenn schwerbehinderte Beschaftigte langer als
drei Monate ununterbrochen arbeitsunfahig sind oder das Dienst- bzw. Ar-
beitsverhaltnis aus gesundheitlichen Griinden gefahrdet ist.

(3) Um das Ziel einer dauernden Eingliederung schwerbehinderter Be-
schaftigter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft zu sichern, sehen die Vor-
schriften des SGB IX Leistungen zur Rehabilitation vor. Als Grundsatz gilt
"Rehabilitation geht vor Rente/Pension".

(4) st nach langerer Erkrankung die Wiedereingliederung in den Ar-
beitsprozess auf arztliches Anraten nur stufenweise moglich, kann unter
Beachtung der tariflichen oder beamtenrechtlichen Bestimmungen eine
befristete Herabsetzung der wéchentlichen Arbeitszeit vorgesehen wer-
den.

10.2 Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand und Entlassung

(1)  Schwerbehinderte Beamtinnen und Beamte sollen wegen Dienstun-
fahigkeit aufgrund ihrer Schwerbehinderung nur dann in den Ruhestand
versetzt werden, wenn festgestellt wird, dass sie auch bei jeder mdglichen
Ricksichtnahme nicht in der Lage sind, ihre Dienstpflichten zu erfillen.
Von einer vorzeitigen Versetzung in den Ruhestand ist in der Regel abzu-
sehen, wenn schwerbehinderten Beamtinnen und Beamten unter der Vor-
aussetzung des § 26 Abs. 1 BBG ein anderes Amt derselben oder einer
gleichwertigen Laufbahn Ubertragen werden kann und zu erwarten ist,
dass sie den gesundheitlichen Anforderungen dieses Amtes voraussicht-
lich noch geniigen. Es sind alle rechtlichen Mdglichkeiten zu nutzen, die
den schwerbehinderten Beamtinnen und Beamten eine angemessene und
zumutbare Weiterverwendung auf einem anderen Dienstposten ermogli-
chen.

(2) Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit kdbnnen auch ohne Nach-
weis der Dienstunfahigkeit auf ihren Antrag in den Ruhestand versetzt
werden, wenn sie das sechzigste Lebensjahr vollendet haben und
schwerbehindert im Sinne des § 2 Abs. 2 SGB IX sind (§ 42 Abs. 4 BBG).
Wegen der gesetzlich vorgeschriebenen Kirzungen der Versorgungsbe-
zuge wird auf § 14 in Verbindung mit § 69 d BeamtVG hingewiesen.
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(3)  Sollen schwerbehinderte Beamtinnen und Beamte vorzeitig in den
Ruhestand versetzt oder entlassen werden, so ist vor einer endgultigen
Entscheidung gemaR § 128 Abs. 2 SGB IX das Integrationsamt zu horen,
es sei denn, dass die vorzeitige Versetzung in den Ruhestand oder die
Entlassung von den schwerbehinderten Beamtinnen und Beamten selbst
beantragt wurde. Die Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung gemaf
§ 95 Abs. 2 SGB IX bleibt unberunhrt.

10.3 Kiindigung

(1)  Die Kundigung des Arbeitsverhaltnisses schwerbehinderter Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer durch den Arbeitgeber bedarf der vorheri-
gen Zustimmung des Integrationsamtes (§ 85 SGB |X). Wird die Zustim-
mung erteilt, kann die Klindigung nur innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung erklart werden (§ 88 Abs. 3 SGB 1X). Die Kiindigungsfrist bei ordentli-
cher Kiindigung betragt mindestens vier Wochen (§ 86 SGB IX).

(2)  Vor jeder ordentlichen Kiindigung und anderer Beendigung des Ar-
beitsverhaltnisses aus gesundheitlichen Grinden ist zu prufen, ob eine
angemessene und zumutbare Weiterverwendung der schwerbehinderten
Beschéftigten auf einem anderen Arbeitsplatz mdglich ist. Dabei ist vorher
die Mdglichkeit der Rehabilitation zu prifen.

(3) Bei einer auRerordentlichen Kiindigung aus wichtigem Grund gilt
die Zustimmung des Integrationsamtes als erteilt, wenn diese innerhalb
von zwei Wochen nach Antragseingang eine Entscheidung nicht getroffen
hat (§ 91 Abs. 3 SGB IX). Rechtsmittel gegen die Zustimmung haben kei-
ne aufschiebende Wirkung (§ 88 Abs. 4 SGB 1X). Die Kundigung kann
auch nach Ablauf der Frist des § 626 Abs. 2 Satz 1 des Blrgerlichen Ge-
setzbuches (BGB) erfolgen, wenn sie unverziglich nach Erteilung der Zu-
stimmung erklart wird (§ 91 Abs. 5 SGB IX).

(4) Endet das Arbeitsverhaltnis im Falle des Eintritts der teilweisen Er-
werbsminderung, der Erwerbsminderung auf Zeit, der Berufsunfahigkeit
oder der Erwerbsunfahigkeit auf Zeit ohne Kiindigung, so bedarf auch die-
se Beendigung der vorherigen Zustimmung des Integrationsamtes (§ 92
SGB IX). Die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses durch Ablauf eines be-
fristeten Arbeitsvertrages stellt keine Kiindigung dar und bedarf daher
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nicht der Zustimmung des Integrationsamtes. Das gleiche gilt auch bei ei-
nem Auflésungsvertrag.

(5) Der zusatzliche Kindigungsschutz gilt nicht fir schwerbehinderte
Beschaftigte, deren Arbeitsverhaltnis noch nicht langer als sechs Monate
besteht. Der Arbeitgeber hat die Beendigung derartiger Arbeitsverhaltnis-
se sowie Einstellungen auf Probe unabhangig von der Anzeigepflicht nach
anderen Gesetzen dem Integrationsamt innerhalb von vier Tagen anzu-
zeigen (§ 90 Abs. 3 SGB IX).

11 Zusammenarbeit bei der Wahrnehmung von Interessen
schwerbehinderter Bediensteter

11.1 Grundsatz

Die Zentralabteilung, die oder der Beauftragte der Dienststelle (§ 98 SGB
IX), die Schwerbehindertenvertretung / Hauptschwerbehindertenvertre-
tung, die Gleichstellungsbeauftragte und der Personalrat / Hauptpersonal-
rat arbeiten zum Wohle der schwerbehinderten Beschaftigten bei deren
Eingliederung in die Dienststelle eng und vertrauensvoll zusammen (§ 99
Abs. 1 SGB IX). Sie und die mit der Durchfiihrung des SGB IX betrauten
Stellen (Bundesagentur fur Arbeit, Integrationsamt) sowie die Rehabilitati-
onstrager unterstitzen sich gegenseitig bei der Erflllung ihrer Aufgaben.
Die der jeweiligen Dienststelle als Arbeitgeber obliegenden Pflichten wer-
den durch die Leitung der Zentralabteilung wahrgenommen. Diese kann
einzelne Aufgaben delegieren.

11.2 Schwerbehindertenvertretung

11.2.1 Wahl

(1)  Zur Vertretung ihrer Interessen wahlen die schwerbehinderten Be-
schaftigten der Dienststelle eine Vertrauensperson und mindestens ein
stellvertretendes Mitglied fur eine Amtszeit von vier Jahren (§ 94 SGB IX).
Alle vier Jahre finden regelmaRige Wahlen in der Zeit vom 1. Oktober bis
30. November statt. Die Vertrauensperson und das stellvertretende Mit-
glied werden in geheimer und unmittelbarer Wahl nach den Grundsatzen
der Mehrheitswahl gewahlt. Wahlberechtigt sind alle in der jeweiligen
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Dienststelle beschaftigten schwerbehinderten Menschen. Arbeitsunfahig-
keit, Beurlaubung (z.B. Elternzeit) ein Ruhen des Arbeitsverhaltnisses
(zum Beispiel wahrend einer Erwerbsunfahigkeitsrente, Erwerbsminde-
rung auf Zeit oder einer befristeten Versetzung in den Ruhestand) beein-
trachtigen das aktive Wahlrecht nicht. Schwerbehinderte Beschéftigte, die
sich in Altersteilzeit nach dem so genannten Blockmodell in der Phase der
vollstandigen Freistellung befinden, kénnen bei der Wahl der Schwerbe-
hindertenvertretung nicht berticksichtigt werden.

(2)  Wahlbar sind alle in der Dienststelle nicht nur voriubergehend Be-
schaftigten, die am Wahltage das 18. Lebensjahr vollendet haben und der
Dienststelle seit sechs Monaten angehdren.

11.2.2 Aufgaben und Rechte

(1)  Die Schwerbehindertenvertretung hat die Eingliederung schwerbe-
hinderter Beschéftigter in die Dienststelle zu férdern, ihre Interessen in der
Dienststelle zu vertreten und ihnen beratend und helfend zur Seite zu ste-
hen. Dabei hat sie vor allem darauf zu achten, dass die zugunsten
schwerbehinderter Beschaftigter geltenden Gesetze, Verordnungen, Tarif-
vertrage, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen durchge-
fuhrt und die der Dienststelle obliegenden Verpflichtungen zur Einstellung
und Beschaftigung von schwerbehinderten Menschen erfiillt werden (§ 95
Abs. 1 SGB IX). Die gleiche Verpflichtung trifft den Personalrat (§ 93 SGB
1X).

(2)  Die Schwerbehindertenvertretung ist in allen Angelegenheiten, ins-
besondere bei Umsetzungen, Versetzungen, Beférderungen, Abordnun-
gen sowie bei Ausschreibungen eines hoher bewerteten Dienstpostens,
die einzelne oder die schwerbehinderten Beschaftigten als Gruppe berth-
ren, unverzlglich und umfassend zu unterrichten und vor einer Entschei-
dung anzuhdren; die getroffene Entscheidung ist ihr unverziglich mitzutei-
len. Fur die Anhorung ist eine bestimmte Form nicht vorgesehen.

(3) Ist die erforderliche Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung
vor einer Entscheidung unterblieben, muss die Vollziehung der MaRnah-
me durch das Personalreferat zunachst ausgesetzt und die Beteiligung in-
nerhalb von sieben Tagen nachgeholt werden; erst danach ist endgdltig zu
entscheiden (§ 95 Abs. 2 SGB IX).



-34-

(4) Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, an allen Sitzun-
gen und Ausschissen des Personalrats beratend teilzunehmen; sie kann
insbesondere beantragen, Angelegenheiten, die einzelne oder die
schwerbehinderten Beschaftigten als Gruppe besonders betreffen, auf die
Tagesordnung der nachsten Sitzung zu setzen. Zu den Besprechungen
zwischen der Dienststellenleitung und der Personalvertretung im Sinne
des § 66 Abs. 1 BPersVG (Monats- und Vorstandsgesprache o. a.) wird
die Schwerbehindertenvertretung hinzugezogen (§ 95 Abs. 5 SGB IX).

(5) Die Schwerbehindertenvertretung ist berechtigt, mindestens einmal
im Kalenderjahr eine Versammlung der schwerbehinderten Menschen der
Dienststelle durchzufiihren. Die fur die Personalversammlung geltenden
Vorschriften finden entsprechend Anwendung (§ 95 Abs. 6 SGB IX).

(6) Die Schwerbehindertenvertretung erhalt von der Zentralabteilung je
eine Ausfertigung des Verzeichnisses und der Anzeigen nach § 80 Abs. 1
und 2 SGB IX. Sie wird darlber hinaus laufend Uber personelle Zu- und
Abgange von schwerbehinderten Beschéaftigten unterrichtet.

(7) Die durch die Tatigkeit der Schwerbehindertenvertretung entste-
henden Kosten tragt die Dienststelle (§ 96 Abs. 8 SGB |X). Die Dienststel-
le hat der Schwerbehindertenvertretung die zur Durchflihrung ihrer Aufga-
ben notwendige Unterstitzung zu gewahren, z.B. bei Erledigung von
Schreib- und Buroarbeiten. Soweit einschlagiges Schrifttum, Erlasse und
Verfugungen zur Aufgabenerfillung bendtigt werden, sind diese unaufge-
fordert in gleichem Umfang wie dem Personalrat bereitzustellen. Bei Be-
darf ist der Schwerbehindertenvertretung ein Besprechungsraum zur Ver-
figung zu stellen. Fur Bekanntmachungen sind geeignete Platze (An-
schlagtafeln, Intranet) verfugbar zu halten.

(8) Die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind zu be-
achten.

(9) Reisen der Schwerbehindertenvertretung sind keine Dienstreisen
im Sinne des BRKG. Sie bedurfen keiner Anordnung oder Genehmigung;
sie sind der Dienststelle lediglich anzuzeigen (RdErl BMI vom 19.2.1973 —
GMBI S. 162). Fur die Durchfiihrung und Abrechnung sind die reisekos-
tenrechtlichen Vorschriften entsprechend anzuwenden.
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(10) Zu den Sitzungen des Arbeitsschutzausschusses ist die Schwerbe-
hindertenvertretung einzuladen (§ 95 Abs. 4 SGB |X).

(11) Die beabsichtigte Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstal-
tungen ist der Dienststelle unter Angabe des Programms friihzeitig anzu-
zeigen. Die Kostentragung fir die Teilnahme der Schwerbehindertenver-
tretung an Schulungs- und BildungsmafRnahmen gilt analog der durch
Rundschreiben des BMI getroffenen Regelungen fir die Teilnahme der
Mitglieder der Personalvertretung an Fortbildungsveranstaltungen. Unter
den Voraussetzungen des § 96 Abs. 4 SGB IX hat auch die stellvertreten-
de Vertrauensperson ein Recht an Schulungs- und Bildungsveranstaltun-
gen teilzunehmen.

(12) Die personlichen Rechte und Pflichten der Schwerbehindertenver-
tretung sind in § 96 SGB IX geregelt. Sie flihren ihr Amt unentgeltlich als
Ehrenamt. In Ausiibung ihres Amtes dirfen sie nicht benachteiligt oder
begiinstigt werden; dies gilt auch fir ihre berufliche Entwicklung. Gegen-
Uber dem Arbeitgeber besitzen sie die gleiche personliche Rechtsstellung
wie ein Mitglied des Personalrats. Die Vertrauenspersonen werden von ih-
rer beruflichen Tatigkeit ohne Minderung des Arbeitsentgelts oder der
Dienstbeziige befreit, wenn und soweit es zur Durchfiihrung ihrer Aufga-
ben erforderlich ist. Sind in der Dienststelle mindestens 200 schwerbehin-
derte Menschen beschéftigt, ist die Vertrauensperson von ihrer Arbeit auf
Wunsch freizustellen (§ 96 Abs. 4 SGB IX). Dartiber hinausgehende Re-
gelungen sind insbesondere bei dezentralen Dienststellenstrukturen, die
ein erhohtes Mall an Reisetatigkeit erfordern oder bei nachgewiesener
besonders zeitaufwendiger Betreuungsarbeit moglich.

(13) Die Klarung von Themen und Rechtsfragen ist auch — soweit erfor-
derlich — im Zusammenwirken von Hauptschwerbehindertenvertretung und
Schwerbehindertenvertretungen moglich.

11.3 Gesamt-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung

11.3.1 Wahl

(1)  Ist ein Gesamtpersonalrat gebildet, wahlen die Schwerbehinderten-
vertretungen der einzelnen Dienststellen im Sinne des § 6 Abs. 3
BPersVG (Haupt-, Teil-, Nebendienststellen) alle vier Jahre in der Zeit
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vom 1. Dezember bis 31. Januar eine Gesamtschwerbehindertenvertre-
tung ( § 97 Abs. 1 SGB IX).

(2)  Entsprechend dem Verwaltungsaufbau sind ggf. Bezirksschwerbe-
hindertenvertretungen (alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Dezember bis 31.
Januar) und fir den gesamten Geschaftsbereich zwei Hauptschwerbehin-
dertenvertretungen (BMI und BGS) zu wahlen (§ 97 Abs. 2 und 3 SGB [X).
Die Wahl der Hauptschwerbehindertenvertretung findet alle vier Jahre in
der Zeit vom 1. Februar bis 31. Marz statt.

(3) Fur die Wahl der Schwerbehindertenvertretung bzw. Bezirks-
schwerbehindertenvertretung im Bereich des Bundesgrenzschutzes wer-
den deren Dienststellen mit den gleichstufigen Verwaltungsdienststellen
des Bundesgrenzschutzes zusammengefasst, wenn die Voraussetzungen
des § 94 Abs. 1 SGB IX erfillt sind.

(4) Bei Dienststellen mit weniger als funf schwerbehinderten Beschaf-
tigten ist fir deren Angelegenheit die Gesamt-, Bezirks- oder Haupt-
schwerbehindertenvertretung zustandig, wenn sie nicht nach § 94 Abs. 1
SGB IX mit einer anderen Dienststelle zusammengefasst sind (§ 97 Abs. 6
SGB IX).

11.3.2 Aufgaben und Rechte

(1) Die Gesamt-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung ist
zustandig in Angelegenheiten, die von den 6rtlichen Schwerbehinderten-
vertretungen bzw. den einzelnen Dienststellen nicht geregelt werden kon-
nen (§ 97 Abs. 6 SGB IX).

(2) Bei Entscheidungen, die unmittelbar vom Bundesministerium des
Innern in persénlichen Angelegenheiten schwerbehinderter Menschen aus
dem nachgeordneten Bereich getroffen werden, ist die Hauptschwerbe-
hindertenvertretung zu beteiligen; die ortliche Schwerbehindertenvertre-
tung erhélt Gelegenheit zur AuRerung ( § 97 Abs. 6 SGB IX).

(3) Die Gesamt-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung ha-
ben das Recht, an den Sitzungen der jeweiligen Personalvertretungen und
deren Ausschisse sowie an den regelmaligen Besprechungen zwischen
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Dienststellenleitung und Personalvertretung (,Monatsgesprach) teilzu-
nehmen (§ 97 Abs. 6 SGB IX).

11.4 Beauftragtelr der Dienststelle

(1)  Die Dienststelle bestellt eine Beauftragte oder einen Beauftragten,

die oder der die Dienststelle in Angelegenheiten schwerbehinderter Be-

schaftigter verantwortlich vertritt. Falls erforderlich, kénnen mehrere Be-

auftragte bestellt werden. Die oder der Beauftragte soll nach Mdglichkeit

selbst schwerbehindert sein. Die oder der Beauftragte hat insbesondere

darauf zu achten, dass

e die zu Gunsten der schwerbehinderten Menschen bestehenden Vor-
schriften und Anordnungen beachtet und die der Dienststelle obliegen-
den Verpflichtungen aus dem Schwerbehindertenrecht erflillt werden
(§ 98 SGB IX) sowie

e die in dieser Rahmenintegrationsvereinbarung sowie die in der Zielver-
einbarung / Integrationsvereinbarung getroffenen Regelungen umge-
setzt werden.

(2) Die oder der Beauftragte ist - neben der Schwerbehindertenvertre-
tung - Verbindungsperson zur Bundesagentur fur Arbeit und zu den In-
tegrationsamtern.

(3)  Die oder der Beauftragte ist dazu berufen, auszugleichen und ver-
mittelnd zu wirken; sie oder er soll insoweit auch Entscheidungen der
Verwaltung vorbereiten. Die oder der Beauftragte ist Uber ihre bzw. seine
Aufgaben und Befugnisse von der Dienststellenleitung oder der von ihr
bestimmten Stelle zu unterrichten und mit den erforderlichen Arbeitsmit-
teln auszustatten.

(4)  Vor einer Bestellung oder Abberufung einer oder eines Beauftrag-
ten ist die Schwerbehindertenvertretung zu héren. Bestellung und Abberu-
fung erfolgen schriftlich und sind der Schwerbehindertenvertretung, der
Gleichstellungsbeauftragten, dem Personalrat, dem zustandigen Ar-
beitsamt und dem Integrationsamt mitzuteilen.

11.5 Zusammenarbeit mit dem Personalrat

Der Personalrat hat die Eingliederung und berufliche Entwicklung schwer-
behinderter Beschaftigter zu fordern (§ 93 SGB IX in Verbindung mit § 68
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Abs. 1 Nr. 4 u. 5 BPersVG). Er hat insbesondere darauf zu achten, dass
die Dienststelle ihre Pflichten aus §§ 81 bis 84 SGB IX erflllt. Dabei steht
das gesetzliche Gebot, schwerbehinderte Beschéftigte nicht wegen ihrer
Schwerbehinderung zu benachteiligen, im Vordergrund. Der Personalrat
hat im Hinblick auf § 77 Abs. 2 Nr. 1 BPersVG ferner darauf zu achten,
dass die Dienststelle ihrer Pflicht zur Beschaftigung schwerbehinderter
Menschen (§§ 71 und 72 SGB IX) nachkommt. Er wirkt auf die Wahl der
Schwerbehindertenvertretung hin und hat Mafnahmen zur beruflichen
Forderung schwerbehinderter Beschaftigter zu beantragen. Der Personal-
rat ist verpflichtet, mit der Schwerbehindertenvertretung und der/dem Be-
auftragten des Arbeitgebers eng zusammenzuarbeiten (§ 99 SGB |X). Der
Personalrat hat die Schwerbehindertenvertretung unter Bekanntgabe der
Tagesordnung zu seinen Sitzungen einzuladen.

11.6 Zusammenarbeit mit dem Bezirks-, Gesamt- und Haupt-
personalrat

Die unter Ziffer 11.5 dieser Vereinbarung getroffenen Ausfihrungen gelten
analog.

11.7 Zusammenarbeit mit der Gleichstellungsbeauftragten

Die Gleichstellungsbeauftragte unterstiitzt die Integration und die berufli-
che Férderung von schwerbehinderten Beschaftigten. Dabei tragt sie den
besonderen Belangen behinderter und von Behinderung bedrohter Frauen
Rechnung. Die Dienststelle gibt ihr, im Rahmen des Bundesgleichstel-
lungsgesetzes Gelegenheit zur aktiven Teilnahme an allen Entschei-
dungsprozessen zu personellen, organisatorischen und sozialen Angele-
genheiten.

11.8 Zusammenarbeit mit dem Integrationsamt und der
Bundesagentur fiir Arbeit

Eine enge Zusammenarbeit zwischen der Dienststelle, der bzw. dem Be-
auftragten der Dienststelle, der Schwerbehindertenvertretung, dem Per-
sonalrat und dem Integrationsamt sowie dem Arbeitsamt sind zur Siche-
rung der Arbeitsplatze schwerbehinderter Menschen und zur Nutzung der
Mdoglichkeiten der Integration (§ 102 SGB 1X) von groRer Bedeutung. Die
Inanspruchnahme von Geldleistungen fur technische Arbeitshilfen sowie
zur behindertengerechten Einrichtung von Arbeitsplatzen ist moglich.
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11.9 Auftrdge an anerkannte Werkstiétten fiir behinderte Menschen
und Blindenwerkstatten

Auftrage, die von anerkannten Werkstatten fir behinderte Menschen
und/oder Blindenwerkstatten ausgefuhrt werden kénnen, sollen bevorzugt
diesen Werkstatten angeboten werden (§§ 141 und 143 SGB IX). GemaR
der ,Richtlinien fur die Berlcksichtigung von Werkstatten fir Behinderte
und Blindenwerkstatten bei der Vergabe offentlicher Auftrage“ vom 14.
September 2001 (GMBI. S. 681) ist diesen Werkstatten immer dann der
Zuschlag zu erteilen, wenn ihr Angebotspreis den des wirtschaftlichsten
Bieters um nicht mehr als 15 vom Hundert Ubersteigt. Auftrage an aner-
kannte Werkstatten fur behinderte Menschen und/oder Blindenwerkstatten
fuhren zu einer Reduzierung der gegebenenfalls zu zahlenden Aus-
gleichsabgabe (§ 140 SGB IX).

12 Schlussbestimmungen und Inkrafttreten

(1)  Haben Beschaftigte einen Antrag auf Anerkennung einer Schwer-
behinderung gestellt und dies dem Personalreferat mitgeteilt, ist diese
Rahmenintegrationsvereinbarung bis zur Entscheidung Uber den Antrag
anzuwenden.

(2)  Rechtsvorschriften und tarifiche Regelungen werden durch diese
Vereinbarung nicht beruhrt.

(3) Diese Rahmenintegrationsvereinbarung tritt am 19. Marz 2004 in
Kraft. Sie kann mit einer Frist von sechs Monaten von den unterzeichnen-
den Parteien gekiindigt werden. Im Falle der Kiindigung der Vereinbarung
bleibt die geltende Vereinbarung bis zum Abschluss einer neuen Verein-
barung gultig. Sollten die unterzeichnenden Parteien einvernehmlich eine
Aktualisierung an neue rechtliche oder tatsachliche Entwicklungen fir
notwendig erachten, kann eine erforderliche Anpassung auch ohne Kun-
digung vorgenommen werden.

(4) Diese Vereinbarung wird nach vier Jahren auf Grund der bis dahin
gesammelten Erfahrungen Uberpruft.

(5)  Auf der Grundlage dieser Rahmenintegrationsvereinbarung ist eine
verbindliche Zielvereinbarung / Integrationsvereinbarung abzuschlie3en,
die den Besonderheiten der jeweiligen Dienststelle Rechnung tragt und
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die regelmaBig fortgeschrieben wird. Regelungstatbestande koénnen ins-
besondere folgende Punkte sein:

a)
b)

(6)

Personalplanung/ -entwicklung

Behinderungsgerechte Gestaltung des Arbeitsplatzes und Gestal-
tung des Arbeitsumfeldes

Praventionsmalinahmen

Kooperative Zusammenarbeit zwischen Dienststelle und Schwer-
behindertenvertretung.

Diese Rahmenintegrationsvereinbarung ersetzt die ,Richtlinien Gber

die Firsorge fiir Schwerbehinderte im Geschaftsbereich des Bundesminis-
teriums des Innern — Schwerbehindertenrichtlinien — BMI“ vom 2. Dezem-
ber 1991 (GMBI. 1992 S. 2) in der Fassung des Runderlasses des BMI
vom 6. Juli 1992 (GMBI. S. 791).



Berlin, den 18. Marz 2004

Bundesministerium des Innern
In Vertretung

Cﬂ*ﬂe:, ()2,

Dr. Wewer
Staatssekretar

Bundesministerium des Innern
In Vertretung

)

Diwelk "~/ /. cCg

Staatssekretar

Gleichstellungsbeauftragte

Busch

41-

Hauptschwerbehindertenvertretung
BMI

i b
4 -

Huckschlag

Hauptschwerbehindertenvertretung
BGS

Frey | £ g

Der Haqptpersonalrat beim BMI
)
| ’_

Heindrichs

Vorsitzender

Der BGS Hauptpersonalrat beim BMI

et

Huber
Vorsitzender

Schwerbehindertenvertretung BMI

|
F 4 . > —

Jacob

Der Personalrat im BMI
- )

Benra 7 2 A LG

Vorsitzender






Stichwortverzeichnis

A
BDONOIIIGIISEE: ....... . e sccs e wmmmmnn mamsmamas s ammsmamens w5 i i w4 24
AREIStEIIZEIE ... .. 27, 33
AREISVEISOrQUNG ...eeeeiieieeieeeeeeeeee e e e e e e e e e e e eeeaeeees 12
PATVSTEHEITIT! . comoememamumunns ammssmam masmas emssm minsmmmssrsossn i i i s i i s A58 14
Antrag auf AnerkennuUNg .........cccovviiiiiiiiiiieieeeeeeeeeeeee e 8, 39
ArbeitsSamt..........ooviiiiiiiieee e 8, 10, 11, 37
Arbeitshilfen, tECRMIBOIE s sosuss smom ans s s s ey s s o 20, 38
Arbeitsplatz, Wechsel des

Abordnung, Umsetzung, Versetzung........ccccccevveeenieiiinnnnnne. 13, 14
Arbeitsplatzgestaltung

DAITIErefrei ... 20

behinderungsgerecht............cccoooiiiiiiiiiiiiii s 20, 40
ArDEItSZEIL .. ..o 25, 26, 27, 30

P OIS IBIUISEI i s s i s s o 6555, 58 AR S8 5 63 25

Teilzeitarbeit ... 25, 26
U 153 (=T [P PP PPUPPPUPPPPTRPPRPINY 14
Auftrage an

Blindenwerkstatten ... 39

Werkstatten fir behinderte Menschen ..., 39
SR L2 3o for=10e1: | U ———— 9
Ausschreibung freier Stellen

extern (Offentlich) ........coooeieei 10

1] €= o PP PPP PP PPPRRURPPPPPPPPIIN 10
AUuSWaNIVErfaNreN...........uuuiieiieee e e 13, 17
B
Beamtenverhaltnis

Ausscheiden aus dem ..........ceiviiiiiiiiiiiiiiiiiiiiieie et 12

Ubernahme iN €N .........cooviieeiiieeeeeeee e 12

Beauftragte / Beauftragter der Dienststelle gem. § 98 SGB IX........ 37



BefOrderung...........ueeeeeiiiiiiiiiei e 14, 21, 24

Behindertensport .......ccooooeeeieiiiie e 25
BenanhieligunaBverBol s ey som 6, 14
Beschéaftigungspflicht der Dienststelle...................... 13, 16, 17, 33, 38
Besetzung freier Arbeitsplatze............cccccciiiiiiiiii 9
bevorzugte Berlcksichtigung ..o 10
BEUSHUING .- - cec i i i o scm i pamwsss s s s wuns Ss s Kaumum RS 14, 15, 19
D
Dienstgebaude
behindertengerechte Gestaltung..............ccccooiiieiiiiiiiininnn. 23
Um-und Neubauten.............ouuiiiiniii e 23
B[ a1 1) R — 21, 22
D OIS GAMEE. .- - e memce om0 558 S5 i SR 22
TaxibenUIZUNG ..o 22
DienstunfahigKeit...............vuiiimiiiiiiiiiiie 12, 30
DisziplinarangelegenheiREN ... s arvssssssssssmsssssmsssnsssnsmepess s 19
E
EREUSHEIIUITGY .- oo 0505050 5 55 S A B RS e 8 12,13
Lebensaltersgrenzen ...t 12
ENtlasSSUNG.....ooiiiiieee e 30, 31
F
Familienheimdarlenen ..o 28
Fragen, sehwerbehinderle. ..o smsommmm smssmuseommsanmsmms 16, 17, 25, 38
FliHr g S Ve DI TN sexams sossins summsmansnsnsnnonmass ssas sepasmsssssmassaassess oamusns 7
G
Gesamt-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung
BAUBEIBIBIENN. ... - e e i i i 055 8 585 £ SR R O W S 36
Beteiligung ..ccooeeeeiieieeee 36
RECHEE. ... 36
7171 | O —————GG—— 35, 36
Gleiche Eignung, Befahigung und fachliche Leistung...................... 10

Gleichgestellte behinderte Menschen............cccceivviiiiniiniennn, 7



Grad der Behinderung..........cccceeeeeeeeciiiieee e 7,8, 22

Eintretende ANderungen.............cccveeeeeeeeeeeeeeeeeeee e 27,29
J
Junge schwerbehinderte Menschen
BB AT 5 .0 i s s s s smniomiines i B i na 9
K
Korperliche Eignung, Mindestmall ............cccceeveeeeeeeennn. 10, 11,12, 14
KUNAIQUNG .t e e e e e e e e e e e e eeeeeneeeees 31, 39
BerufsunfahigKeit...........ccoooeiiiiiiiiii e 31
O TS T OO UITYE . i 050 i i im0 8 it 31,33
Erwerbsunfahigkeit ..............ooiiiiiiiiiii 31
KUNAIQUNGSSCNULZ ... 32
M
MeRNrarbeit ..........oouviiiiiiieieeee e 26
IBESHIEEERELEITIITIE] ......ocuo0 0 mmmimieesiisimmesinamasonn mmmmasessmasmasn s ki 43 38 R A 8 25
P
ParkplatZe .......oueeeeeeeeeee e 24
Personalplanung ..o 14, 16, 40
Personalrat, Anhérung und Beteiligung.............cccuveeeee. 10, 13, 29,37
Personalunterlagen ............. i 28
Personalakte...........ccooeiieeiiiiiii 29
R o= ] 3 = P VS——— 7
Praventionsmalnahmen ..........ccccooociiiiiiiiiieiee e 29, 40
PrUfUNGEN ...t e e e e aeeenaeees 18
Erleichterung .......ueeeeeeiiieeii e 17,18, 19
Q
Qualifizierungsmalnahmen ............oooooiiiiiiiiiic e 16
R

Ruhegehaltsfahige Dienstzeit...........cccccvvveeveeiiiiieee 12



S

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber .................... 11,13
Schwerbehindertenausweis...........ooooeiiiiiiiiie e 8
Schwerbehindertenschutz
Erléschen und Entziehung der Schwerbehinderteneigenschaft..... 8
Wegfall der Voraussetzung..........c..eeeveeeeiiiiiiiiiiiiiiiieccce e 8
Schwerbehindertenvertretung
BT AIIEIN. ... i i 48 B STRT8 EN RGR 32, 33, 34, 35, 36
Beteiligung .......ovvveeeeeiieeeee e, 10, 11, 12, 19, 20, 31, 33
DIENSIrBISEN ... 34
FortbildungsveranStaltUmOEIY . xess s s ssvsssessnms s s 30
RECNEE. ... 38, 35, 36
Teilnahme an Sitzungen und Besprechungen ............cccccovveeeenen. 34
Versammlung der schwerbehinderten Menschen........................ 34
NIVIEIRNL... . om0 .55 05 20 S5 S AR AR A 32,33
T
Telearbeit.........ueeeeeiieeeeeeeeeeeeee e 16, 21
U
Urlaub
Erholungsurlaub ..o 25
ZUSAtZUrIAUD .........eeiiiiiiee e 26, 27
"4
Versetzung in den Ruhestand ... 30,31, 33
T (5T T [ E2 O U ———————— 8
b folp-1 (111405 10 1T ] = of o [P CONR PR ————— 11
w
Witterungssituationen; BXIMSINE . cussssss s suasesn s sassss ssnsssvansss s 25
Wohnraumbeschaffung ........cooooiiiiiiiiiiiiie e 28
Z

Zentralstelle fir Arbeitsvermittlung (ZAV) .......oooeiviviiiiiiiiieeneenenn. 10, 11



Zielvereinbarung / Integrationsvereinbarung .................cc....... 5, 37, 39

A 0102 1001151012 1 01 (| SR 5, 32, 37, 38, 40
Bezirks-, Gesamt- und Hauptpersonalrat............c..cccccoovinininnnnn. 38
Bezirks-, Gesamt- und Hauptschwerbehindertenvertretung ........ 32
Bundesagentur flir Arbeit..............uueeeiiiiiiiiiieiiiiies 32,37, 38
GleichstallungsbeaURTaGRE ..........cisu s s s s copmanssens 32, 38
Integrationsamt..............eeeviiiiiiiiiiiiiiiiis 20, 21, 31, 32, 38
Personalrat ............ooovviiiiiiiiiiiiieiiee e 32,33,37, 38

Z VS A ZVOTBOITIUNG oo s emems - o s s s 58055555 55 45 AN 12



	Inhaltsverzeichnis
	VORWORT
	1. PRÄAMBEL
	2. ZIELE
	3. PERSONENKREIS, GELTUNGSBEREICH
	3.1 PERSONENKREIS
	3.2 GELTUNGSBEREICH

	4. PERSONALMANAGEMENT
	4.1 AUSBILDUNG
	4.2 BESETZUNG FREIER ARBEITSPLÄTZE
	4.2.1 Bevorzugte Berücksichtigung schwerbehinderter Beschäftigter der Dienststelle 
	4.2.2 Interne Ausschreibung
	4.2.3 Externe (öffentliche) Ausschreibung
	4.2.4 Einstellung

	4.3 BESCHÄFTIGUNG
	4.3.1 Umsetzungen, Versetzungen, Abordnungen und Zuweisungen
	4.3.2 Anstellung, Beförderung, Aufstieg
	4.3.3 Dienstliche Beurteilung
	4.3.4 Qualifizierungsmaßnahmen

	4.4 SCHWERBEHINDERTE FRAUEN ODER DIESEN GLEICHGESTELLTE BEHINDERTE FRAUEN
	4.5 BESONDERE GRUPPEN SCHWERBEHINDERTER BESCHÄFTIGTER
	4.6 PRÜFUNGSERLEICHTERUNGEN
	4.7 DISZIPLINARANGELEGENHEITEN

	5 ARBEITZPLATZGESTALTUNG
	5.1 AUSSTATTUNG DES ARBEITSPLATZES (EINSCHL. IT)
	5.2 ALTERNIERDENDE TELEARBEIT
	5.3 DIENSTREISEN

	6 GESTALTUNG DES ARBEITSUMFELDES
	6.1 BEHINDERTENGERECHTE GESTALTUNG DER DIENSTGEBÄUDE UND BARRIEREFREIHEIT
	6.2 UM- UND NEUBAUTEN
	6.3 PARKMÖGLICHKEITEN
	6.4 ABHOLDIENSTE 
	6.5 BEHINDERTENSPORT UND MOBILITÄTSTRAINING

	7 ARBEITSZEIT, TEILZEITARBEIT, URLAUB
	7.1 ARBEITSZEIT; ARBEITSPAUSEN
	7.1.1 Extreme Witterungssituationen

	7.2 MEHRARBEIT
	7.3 TEILZEITARBEIT
	7.4 ERHOLUNGS- UND ZUSATZURLAUB

	8 WEITERE MAßNAHMEN ZUM AUSGLEICH DER SCHWERBEHINDERUNG
	8.1 WOHNRAUMBESCHAFFUNG
	8.2 FAMILIENHEIMDARLEHEN

	9 PERSONALUNTERLAGEN VON SCHWERBEHINDERTEN BEDIENSTETEN
	10 BEENDIGUNG VON DIENST- ODER BESCHÄFTIGUNGSVERHÄLTNISSEN
	10.1 PRÄVENTIONSMAßNAHMEN ZUR VERMEIDUNG DER VORZEITIGEN BEENDIGUNG DES DIENST- ODER BESCHÄFTIGUNGSVERHÄLTNISSES
	10.2 VORZEITIGE VERSETZUNG IN DEN RUHESTAND UND ENTLASSUNG
	10.3 KÜNDIGUNG

	11 ZUSAMMENARBEIT BEI DER WAHRNEHMUNG VON INTERESSEN SCHWERBEHNIDERTER BEDIENSTETEN
	11.1 GRUNDSATZ
	11.2 SCHWERBEHINDERTENVERTRETUNG
	11.2.1 Wahl
	11.2.2 Aufgaben und Rechte

	11.3 GESAMT-, BEZIRKS- UND HAUPTSCHWERBEHINDERTENVERTRETUNG
	11.3.1 Wahl
	11.3.2 Aufgaben und Rechte

	11.4 BEAUFTRAGTE/R DER DIENSTSTELLE
	11.5 ZUSAMMENARBEIT MIT DEM PERSONALRAT
	11.6 ZUSAMMENARBEIT MIT DEM BEZIRKS-, GESAMT- UND HAUPTPERSONALRAT
	11.7 ZUSAMMENARBEIT MIT DER GLEICHSTELLUNGSBEAUFTRAGTEN
	11.8 ZUSAMMENARBEIT MIT DEM INTEGRATIONSAMT UND DER BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT
	11.9 AUFTRÄGE AN ANERKANNTE WERKSTÄTTEN FÜR BEHINDERTE MENSCHEN UND BLINDENWERKSTÄTTEN
	12 SCHLUSSBESTIMMUNGEN UND INKRAFTTRETEN

	STICHWORTVERZEICHNIS

